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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . 


Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Vorwürfe gegen 
zwei führende exilierte irakische Spitzenpoliti- 
ker, dem früheren General Nazar al-Khazraji 
und den Präsidenten des „Irakischen National- 
kongresses (INC)“ Ahmed Chalabi, für so gra- 
vierend, dass sie ihren internationalen Einfluss 
geltend machen wird, um zu verhindern, dass 
beide in der irakischen Nachkriegsordnung bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem das irakische Volk 
über seine politische Zukunft selbst bestimmen 
kann (vgl. die Antwort der Staatsministerin 
im Auswärtigen Amt, Kerstin Müller, vom 
9. April 2003 auf meine Frage 5 in Bundestags- 
drucksache 15/856), eine herausragende Rolle 
spielen werden, und was wird die Bundesregie- 
rung unternehmen, damit dieser Grundsatz 
auch in den anderen Ländern des nahen und 
mittleren Ostens realisiert werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 15. April 2003 

Die Verantwortung für die derzeitige Übergangsphase in Irak liegt ge- 
mäß Humanitärem Völkerrecht bei den Besatzungsmächten. Welche 
Rolle dabei irakische Vertreter spielen sollen, war u. a. Gegenstand 
eines ersten Treffens irakischer Parteien und Gruppierungen, an dem 
auch der US-Sondergesandte Khalilzad teilnahm. Das Treffen fand 
am 15. April 2003 in Nasiriyah in Südirak statt. Es ist die Aufgabe die- 
ser Akteure, entsprechende personelle Fragen zu entscheiden. 

Im Übrigen gehört es zu den Grundlinien deutscher Außenpolitik, für 
Demokratie und Selbstbestimmung einzutreten. Die Bundesregierung 
fördert Demokratisierungsprozesse, z. B. durch Wahlhilfe und Wahl- 
beobachtung, auch in Staaten des Nahen und Mittleren Ostens. 


2. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundes- 
regierung hinsichtlich der Verbreitung der 
deutschen Sprache als erster und zweiter 
Fremdsprache unter den Schülern in den wich- 
tigsten OECD-Mitgliedstaaten (OECD: Orga- 
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung), und welche Schlussfolge- 
rungen zieht die Bundesregierung daraus im 
Hinblick auf Maßnahmen zur Stärkung der 
deutschen Sprache in den OECD-Mitglied- 
staaten? 
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Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 11. April 2003 

Die Zahlen der Deutsch lernenden Schüler in den OECD-Mitglied- 
staaten entwickeln sich sehr unterschiedlich. Erfreulichen Tendenzen 
in einigen Staaten (z. B. Finnland, Griechenland, Portugal, Spanien, 
Türkei) stehen zurückgehende Schülerzahlen u. a. in Frankreich und 
den USA gegenüber. In den OECD-Mitgliedsländern Niederlande, 
Polen, Slowakei, Tschechien und Ungarn nimmt die deutsche Sprache 
an den Schulen einen guten zweiten Rang ein. 

Ziel der Bundesregierung ist es, durch länderspezifische Fördermaß- 
nahmen die Qualität des Deutschunterrichts an den Schulen insbeson- 
dere in den wichtigsten OECD-Mitgliedstaaten zu verbessern und das 
Interesse am Erlernen der deutschen Sprache zu stärken. Sie arbeitet 
dabei vor allem eng mit dem Goethe-Institut Inter Nationes e. V., der 
Zentralstelle für das Auslandsschulwesen sowie mit dem Pädagogi- 
schen Austauschdienst zusammen. 

Die Bundesregierung setzt sich besonders dafür ein, den bereits seit 
vielen Jahren andauernden negativen Trend bei der Zahl der Deutsch 
lernenden Schüler in Frankreich zu stoppen und möglichst umzukeh- 
ren. Aktuell plant die Bundesregierung eine Werbekampagne, die 
französische Schülerinnen und Schüler anregen soll, Deutsch als 
Schulfach zu wählen, und unterstützt ferner die Initiative „Deutsch- 
mobü“ der Föderation Deutsch-Französischer Häuser zur Förderung 
der deutschen Sprache und Kultur. Erste Ergebnisse der Initiative 
zeigen einen hohen Zuwachs an Deutsch Fernenden an den besuchten 
Schulen, an denen sich bis zu 25 Prozent mehr Schüler für Deutsch als 
erste Fremdsprache und bis zu 50 Prozent mehr Schüler für Deutsch 
als zweite Fremdsprache entschieden haben. Diese Aktion ist so 
erfolgreich, dass sie mittlerweile mit „France Mobile“ ihr Gegenstück 
in Deutschland gefunden hat. 

Die Entwicklung der Zahl der Deutsch lernenden Schüler in den 
OECD-Mitgliedstaaten ist in der nachstehenden Statistik ergänzend 
dargestellt. 



Land 

Zahl der 

Deutschlerner an 
Schulen 

davon als 

1. Fremdsprache 
in Prozent 

davon als 

2. Fremdsprache 
in Prozent 

Entwicklung 
1995-2000 
in Prozent 

zum Vergleich: 

Zahl der Lerner der 
am häufigsten gelernten Fremdsprache 

Australien 

142 300 

80 

20 

+ 7 

J apanisch 

268 100 

Belgien 

114220 

keine Angaben 

keine Angaben 

+ 56 

Englisch 

1 144 650 

Dänemark 

209464 

0 

95 

- 8 

Englisch 

625 914 

Finnland 

200 000 

4 

44 

+ 68 

Engl./Schwed. 

jew. 860 000 

Frankreich 

1 366 367 

59 

40 

- 9 

Englisch 

6 784 869 

Griechenland 

78 133 

1 

99 

+213 

Englisch 

696 329 

Großbritannien 

380 000 

40 

60 

- 14 

Französisch 

970 000 

Irland 

75 000 

100 

0 

- 17 

Französisch 

230 000 

Island 

5 445 

0 

0 

- 31 

Englisch 

27 500 

Italien 

210598 

70 

20 

keine Angabe 

Englisch 

4 933 530 

Japan 

23 000 

1 

98 

+360 

Englisch 

keine Angaben 

Kanada 

35 000 

5 

40 

+ 22 

Spanisch 

400 000 

Republik Korea 

332 136 

0 

100 

- 42 

Englisch 

3 932 007 

Mexiko 

30 000 

10 

80 

+431 

keine Angaben 

Neuseeland 

14634 

100 

0 

+ 34 

J apanisch 

43 366 

Niederlande 

572 000 

0 

100 

+ 6 

Englisch 

1 500 000 

Norwegen 

108781 

0 

87 

+ 66 

Englisch 

754 699 

Polen 

2131781 

31 

keine Angaben 

+ 56 

Englisch 

3 258 175 

Portugal 

29 200 

2 

5 

+ 55 

Englisch 

747 100 

Schweden 

196955 

0 

96 

- 3 

Englisch 

975 000 

Slowakei 

380 000 

53 

44 

- 7 

Englisch 

430 000 

Spanien 

26101 

25 

70 

+ 86 

Englisch 

5 232449 

Tschechische Rep. 

624 071 

40 

50 

- 9 

Englisch 

704 848 

Türkei 

225 000 

20 

75 

+151 

Englisch 

16 000 000 

Ungarn 

606 742 

50 

50 

+ 3 

Englisch 

622 206 

USA 

373 234 

6 

keine Angaben 

- 11 

Spanisch 

3 930 078 


(Stand 2000; Vergleich mit 1995 teilweise problematisch, weil zu vielen Ländern aus dem Jahr 1995 nur Daten relativ schlechter Qualität vorliegen; 
falls die Addition der zweiten und dritten Spalte nicht 100% ergibt, wird Deutsch als dritte oder vierte Fremdsprache unterrichtet.) 
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3. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die jüngsten Repressalien des Castro-Re- 
gimes gegen Oppositionelle wie Hector Palaci- 
os u. a., die in einer Petition an das Parlament 
Meinungsfreiheit, eine Wahlrechtsreform und 
die Freilassung politischer Gefangener gefor- 
dert haben? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 15. April 2003 

Seit dem 18. März 2003 kam es in Kuba zur Festnahme von 79 unab- 
hängigen Journalisten und Menschenrechtsverteidigern, darunter 30 
der wichtigsten Koordinatoren des sog. Proyecto Varela, in dessen 
Rahmen ein Volksentscheid u. a. zu den Themen Wahlrechtsreform, 
Meinungsfreiheit und Amnestie für politische Gefangene gefordert 
wird. Auf diese Festnahmen wurde weltweit mit Protesten reagiert, an 
denen sich die Bundesregierung bilateral und im EU-Rahmen aktiv 
beteiligt hat (s.u.). Dessen ungeachtet wurden die Festgenommenen 
in den Tagen 3. April bis 7. April 2003 summarischen Prozessen un- 
terzogen, die nicht einmal die Mindestanforderungen an ein gerechtes 
Verfahren erfüllten. Die Strafen für die Betreiber des Projekts sind 
von drakonischer Härte und betragen 12 bis 27 Jahre. Der von Ihnen 
erwähnte Hector Palacios wurde - nach hiesiger Kenntnis - zu 25 Jah- 
ren Freiheitsstrafe verurteilt. Das Proyecto Varela ist nach diesem 
Vorgehen zumindest zunächst gelähmt, da alle wichtigen Betreiber 
und Koordinatoren - mit Ausnahme von Oswaldo Payä selbst - be- 
troffen sind. 

Die Bundesregierung ist über die jüngste Welle von Repressalien in 
Kuba sehr besorgt. Sie hat sich mehrfach bei der kubanischen Regie- 
rung für ein Ende der Maßnahmen bzw. eine Wiederaufnahme bereits 
abgeschlossener Gerichtsverfahren eingesetzt. 

So hat die Bundesregierung im Rahmen einer gemeinsamen Erklä- 
rung und Demarche der EU bereits am 26. beziehungsweise 27. März 
der kubanischen Regierung ihre scharfe Verurteilung der Vorgänge 
um die Verhaftungen deutlich gemacht und die Freilassung der Fest- 
genommenen gefordert. 

Staatssekretär Jürgen Chrobog und Staatssekretär Erich Stather ha- 
ben gegenüber dem kubanischen Vize-Außenminister Angel Dalmau 
anlässlich dessen Besuchs im Auswärtigen Amt Berlin am 31. März 
die ernste Besorgnis der Bundesregierung, auch hinsichtlich einer 
Belastung der bilateralen Beziehungen, zum Ausdruck gebracht. 

Bundesministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul hat am 8. April die Un- 
terdrückung der kubanischen Oppositionellen in Schreiben an Staats- 
und Parteichef Fidel Castro und seinen Stellvertreter sowie gegenüber 
der Presse scharf kritisiert. 

Die Beauftragte für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe im Aus- 
wärtigen Amt, Claudia Roth, erklärte am 8. April, die Verfahren ver- 
stießen eklatant gegen rechtsstaatliche Mindestanforderungen und 
verletzten die Menschenrechte. Sie forderte die kubanische Seite ein- 
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dringlich auf, inzwischen bereits abgeschlossene Verfahren wieder auf- 
zunehmen und den Angeklagten einen fairen Prozess zu gewähren. 

Die Vorgänge werden bei der laufenden VN-Menschenrechtskommis- 
sion in Genf zur Sprache kommen. Die Bundesregierung wird sich da- 
bei im Rahmen der EU für eine strikte Missbilligung der kubanischen 
Menschenrechtsverletzungen einsetzen. 

Eine erneute Gemeinsame Erklärung der EU als Reaktion auf die er- 
folgten Verurteilungen und jüngsten Elinrichtungen ist inzwischen er- 
folgt und liegt bei.*) 

Die Bundesregierung wird die weitere Entwicklung der Menschen- 
rechtslage in Kuba aufmerksam verfolgen und sich weiterhin mit 
Nachdruck - bilateral sowie im EU- und VN-Rahmen - für deren Ver- 
besserung einsetzen. 


4. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Finanzierung von Attac - die größte 
Gruppe der international operierenden Glo- 
balisierungsgegner - durch EU-Gelder? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 17. April 2003 

Die Generaldirektionen der EU-Kommission können über Mittel an 
Nichtregierungsorganisationen (NGO) in eigener Verantwortung ent- 
scheiden, d.h. sie entscheiden, welche Projekte, Informationsveran- 
staltungen etc. im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit bezuschusst wer- 
den. 

Die EU hat im Jahre 1999 ein Projekt der belgischen NGO .Centre 
TricontinentaP finanziert, das Mitglied bei ATTAC Belgien und auch 
Teil des Netzwerkes von ATTAC Frankreich ist. Das Projekt beschäf- 
tigte sich mit dem Thema der Besteuerung von internationalen finan- 
ziellen Transaktionen (vor allem sog. Tobin Steuer) sowie anderen 
Aspekten der internationalen Finanzarchitektur und ihrer Wirkung 
auf die Bevölkerung in den Entwicklungsländern. Die Aktivitäten um- 
fassten vor allem eine Reihe von öffentlichen Veranstaltungen und die 
Anfertigung von Publikationen. Der Projekttitel lautete „Action Pour 
la Taxation des Transactions Financieres pour l’Aide aux Citoyens, 
Rencontre international de Paris: La dictature des marches - Un autre 
monde est possible“. 

Das Projekt wurde im Jahre 1999 von der EU für einen Zweijahres- 
zeitraum mit einem Betrag von 110 000 Euro co-finanziert. Die gesam- 
ten Projektkosten betrugen 366 054 Euro. Das Projekt endete am 
31. Dezember 2001. 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Darüber hinaus ist der Bundesregierung nicht bekannt, ob einem der 
nationalen Attac-Netzwerke innerhalb der EU von der Kommission 
Mittel zur Verfügung gestellt wurden. 


5. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Finanzierung von Attac durch Bun- 
desmittel? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 17. April 2003 

Nach Kenntnis der Bundesregierung finanziert sich Attac aus Spen- 
den und Mitgliedsbeiträgen. Eine Finanzierung von Attac durch Bun- 
desmittel findet nicht statt. 

Ausweislich des von Attac veröffentlichten Haushalts 2002 hatte Attac 
von der Heinrich-Böll-Stiftung einen Zuschuss für die Durchführung 
eines Kongresses erhalten. 

Nicht auszuschließen ist, dass sich unter den Nichtregierungsorgani- 
sationen, welche Mitglied von Attac Deutschland sind oder sich an 
deren Aktionen beteiligen, auch solche befinden, deren sonstige 
satzungsgemäße Tätigkeit bzw. Projektarbeit aus Bundesmitteln ge- 
fördert wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


6. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Welche personelle und sächliche Ausstattung 
für PKW, Fahrer, Mitarbeiter usw. steht den 
Bundesbeauftragten und Beauftragten der 
Bundesregierung für ihre Tätigkeit insgesamt 
zur Verfügung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. April 2003 

Die Bundesbeauftragten sowie die Beauftragten der Bundesregierung 
verfügen insgesamt über folgende personelle und sächliche Ausstat- 
tung: 

• 2 595,2 Mitarbeiter, davon 20,6 Kraftfahrer; 

• 36 PKW; 

• 2 367,75 Räume; 

• 2 58 1 ,75 Arbeitsplatz-PC (einschl. mobiler). 
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Mehrere der Beauftragten, die ihre Aufgaben zusätzlich zu anderen 
Funktionen wahrnehmen, verfügen über keine gesondert dieser Auf- 
gabe zugewiesenen Mitarbeiter oder eine entsprechende Ausstattung. 

Von der Summe der personellen und sächlichen Ausstattung der 
Beauftragten entfallen etwa 91% auf die Bundesbeauftragte für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik. 


7. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


In welcher Form und in welcher finanziellen 
Flöhe wird der Verein „Gesicht zeigen! Aktion 
weltoffenes Deutschland e.V.“ von der Bun- 
desregierung unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 15. April 2003 

Die Bundesregierung unterstützt nicht den Verein „Gesicht zeigen! 
Aktion weltoffenes Deutschland e.V.“, sondern fördert Projekte, die 
als förderungswürdig angesehen werden. In seiner Eigenschaft als 
Projektträger hat der Verein in den Jahren 2001 und 2002 Mittel aus 
den Programmen „Maßnahmen gegen Gewalt und Rechtsextremis- 
mus“ bzw. dessen Nachfolgeprogramm „entimon - Gemeinsam gegen 
Gewalt und Rechtsextremismus“ sowie „civitas - Initiativ gegen 
Rechtsextremismus in den neuen Bundesländern“ erhalten. 

Die beiden Programme sind Teilprogramme des Bundesaktionspro- 
gramms „Jugend für Toleranz und Demokratie - gegen Rechtsextre- 
mismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“. 

Eine Förderung aus Mitteln des Programms „xenos - Leben und Ar- 
beiten in Vielfalt“, das ebenfalls zu dem oben genannten Bundesakti- 
onsprogramm zählt, erfolgte nicht. 

Art und Flöhe der Förderung sind der folgenden Aufstellung zu ent- 
nehmen: 

• Programm „Maßnahmen gegen Gewalt und Rechtsextremismus“ (2001) 


lfd. 

Nr. 

Träger 

Projektbezeichnung 

Zuwendung 

1 

Gesicht Zeigen! Aktion weltoffenes Deutschland e. V. 

Zivilcourage-Poster 

27 857,- € 

2 

Gesicht Zeigen! Aktion weltoffenes Deutschland e. V. 

Kinospot „Mut proben“ 

22 547, -€ 


• Programm „entimon - Gemeinsam gegen Gewalt und Rechtsextremismus“ (2002) 


lfd. 

Nr. 

Träger 

Projektbezeichnung 

Zuwendung 

1 

Gesicht Zeigen! Aktion weltoffenes Deutschland e. V. 

Gesicht Zeigen! - Medien- 
koffer für Zivilcourage 

64 000,- € 

2 

Gesicht Zeigen! Aktion weltoffenes Deutschland e. V. 

Wanderausstellung „Unser 
Ausland“ 

50 500,- € 
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• Programm „civitas - Initiativ gegen Rechtsextremismus in den neuen Bundesländern“ (nur 2002, kein 
Antrag in 2001) 


lfd. 

Nr. 

Träger 

Projektbezeichnung 

Zuwendung 

1 

Gesicht Zeigen! Aktion weltoffenes Deutschland e. V. 

Rent an Immigrant 

42 386,- € 


Die bisher aus Mitteln der Programme „entimon“ und „civitas“ geför- 
derten Projekte werden von Seiten des hier federführenden BMFSFJ 
als qualitativ gut und mit Blick auf die Zielstellungen des Aktionspro- 
gramms „Jugend für Toleranz und Demokratie - gegen Rechtsextre- 
mismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“ als sehr wirksam 
eingeschätzt. 


8. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten des Bayerischen Roten Kreuzes, 
Heinz Köhler, dass Deutschland aufgrund 
enormer Defizite durch fehlendes oder veralte- 
tes Gerät im Katastrophenschutz nicht ausrei- 
chend auf mögliche Giftgas- oder Milzbrand- 
Anschläge vorbereitet sei (vgl. Nordbayerische 
Nachrichten vom 28. März 2003) und wenn ja, 
welche Maßnahmen plant die Bundesregie- 
rung zur Behebung dieser Defizite zu ergrei- 
fen? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 15. April 2003 

Deutschland hat ein zweigeteiltes Notfallvorsorgesystem. Nach der 
Zuständigkeitszuweisung des Grundgesetzes gehört der Katastrophen- 
schutz in die Kompetenz der Länder. Diese - und nicht der Bund - 
haben die entsprechenden materiellen wie personellen Ressourcen 
vorzuhalten. Der Bund ist zuständig nur für den sog. Zivilschutzfall, 
d. h. den Schutz der Zivilbevölkerung gegenüber kriegsbedingten Ge- 
fahren (Artikel 73 Nr. 1 GG). Vorbereitung auf bzw. Vorhaltungen 
für mögliche Giftgas- oder Milzbrandanschläge sind also zunächst 
Sache der Länder. 

Der Bundesminister des Innern hat sich bereits im Juni vergangenen 
Jahres in der Ständigen Konferenz der Innenminister und Innensena- 
toren mit den Ländern auf eine neue Rahmenkonzeption für den 
Zivil- und Katastrophenschutz verständigt. „Philosophie“ dieser neu- 
en Rahmenkonzeption ist die gemeinsame Verantwortung von Bund 
und Ländern für außergewöhnliche Gefahren- und Schadenlagen. Ge- 
fordert wird - unter Beachtung und Beibehaltung der verfassungs- 
rechtlichen Zuständigkeitsverteilung - vor allem ein gemeinsames Kri- 
senmanagement durch Bund und Länder im Sinne eines partner- 
schaftlichen Zuammenwirkens über förderale Grenzen hinweg. 

Mit der neuen Strategie sollen insbesondere die Hilfspotentiale des 
Bundes und die der Länder besser miteinander verzahnt sowie vor al- 
lem neue Koordinierungsinstrumente für ein effektiveres Zusammen- 
wirken des Bundes und der Länder insbesondere im Bereich des Infor- 
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mationsmanagements entwickelt werden, damit die Gefahrenabwehr 
auch auf neue, außergewöhnliche Bedrohungen angemessen reagieren 
kann. 

In Umsetzung vor allem dieser letzteren Zielvorgabe hat der Bund 
u. a. - einer Anregung von Länderseite folgend - das Gemeinsame 
Melde- und Lagezentrum (GMLZ) in der Zentralstelle für Zivilschutz 
aufgebaut. Das GMLZ ist seit Herbst 2002 einsatzfähig. Die Vernet- 
zung der Informationssysteme von Bund und Ländern im Bereich des 
Zivil- und Katastrophenschutzes erfolgt über das Deutsche Notfallvor- 
sorge-Informationssystem (deNIS). 

Der Prototyp für diese datenmäßige Plattform des gemeinsamen Ge- 
fahren-Managements des Bundes und der Länder bei außergewöhnli- 
chen Gefahrenlagen ist seit Mitte Dezember 2002 verfügbar; er wird 
derzeit in der Zentralstelle für Zivilschutz erprobt. Das Deutsche Not- 
fallvorsorge-Informationssystem wurde übrigens schon vor dem 
1 1 . September 200 1 konzipiert. 

Überhaupt sind schon lange vor dem 1 1 . September 200 1 im Bundes- 
ministerium des Innern Überlegungen zur Neuordnung und Stärkung 
des Zivil- und Katastrophenschutzes angestellt worden. Dies ist eine 
wichtige Feststellung deshalb, weü es dem Bundesminister des Innern 
nach den Anschlägen des 11. September 2001 und vor allem auch 
nach der Flutkatastrophe im Sommer 2002 rasch die Möglichkeit er- 
öffnet hat, bereits vorbereitete Schritte (beschleunigt) umzusetzen und 
dabei auch neue konzeptionelle Wege zu gehen. So konnte das „Herz- 
stück“ des neuen integrierten Warnsystems, das satellitengestützte 
Kommunikationssystem, bereits knapp 4 Wochen nach den Anschlä- 
gen in den USA in Betrieb genommen werden. 

Ebenfalls bereits vor dem 1 1 . September 200 1 konzipiert sind die mo- 
dernen ABC-Erkundungsfahrzeuge, die der Bund seit Herbst 2001 be- 
schleunigt an die Länder ausgeliefert hat. Mit diesen rd. 370 ABC-Er- 
kundern steht erstmals in Deutschland ein hochmobiles System zur 
Aufspürung, Messung und Erfassung radiologischer, biologischer und 
chemischer Kontamination zur Verfügung. In Zusammenarbeit vor al- 
lem mit den Ländern Berlin und Hamburg bereiten wir derzeit - in 
Form von Pilotprojekten - den Aufbau biologischer und chemischer 
Task Forces vor. 

Auch sonst können sich die Leistungen des Bundes auf dem Gebiet 
des Zivü- und Katastrophenschutzes sehen lassen. Beispielhaft möchte 
ich nur den Ausbau der Akademie für Krisenmanagement, Notfallpla- 
nung und Zivilschutz zu einem Kompetenzzentrum für das Bund-Län- 
der-Krisenmanagement, zu einem Forum für wissenschaftlichen Aus- 
tausch, zu einer Begegnungsstätte und Ideenbörse für Experten aus 
dem In- und Ausland nennen. Den Schwerpunkt der Akademietätig- 
keit haben wir auf den Schutz vor bzw. die Abwehr von ABC-Gefah- 
ren gelegt; so haben z. B. an der Seminarreihe „Gefährdung durch B- 
und C-Terrorismus“ insgesamt 1 700 Teilnehmer aus den Bereichen 
Polizei, Katastrophenschutz, Gesundheitsverwaltung sowie von Seiten 
der Hilfsorganisationen teilgenommen. Die Bundesmittel für die Zivil- 
und Katastrophenschutzforschung sind vor allem für Fragestellungen 
aus dem B- und C-Bereich deutlich aufgestockt worden. Der Bund hat 
die Initiative für die Beschaffung eines nationalen Vorrates für 
Pockenimpfstoff ergriffen; gemeinsam mit den Ländern wird jetzt wei- 
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terer Pockenimpfstoff für eine Vollversorgung der Bevölkerung ange- 
schafft. 

Der Bund hat - nicht erst seit den Anschlägen des 1 1 . September 
2001 - vieles auf den Weg gebracht. Er wird auch weiterhin Vorsorge 
treffen, um bei großflächigen oder sonst national bedeutsamen Kata- 
strophen die Information, die Koordination und den nationalen Ein- 
satz von Hilfskräften und Geräten zu verbessern. 


9. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Rolle von in Europa tätigen Imamen 
in terroristischen Netzwerken? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 22. April 2003 

Es ist allgemein bekannt, dass arabische Mudjahedin-Gruppen auch 
unter dem Einfluss einzelner in Europa tätiger islamischer Prediger 
stehen, die durch ihre Interpretation des Islam zu den extremistischen 
Überzeugungen der Mudjahedin beitragen. 

Soweit hierzu im Rahmen der laufenden Beobachtung extremistischer 
Aktivitäten durch die zuständigen Behörden Erkenntnisse angefallen 
sind, äußert sich die Bundesregierung - ständiger Praxis folgend - nur 
gegenüber den für die Kontrolle der Nachrichtendienste bestellten 
Gremien des Deutschen Bundestages. 


10. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele Fälle tatsächlicher oder zu vermuten- 
der rechtsextremer und fremdenfeindlicher 
Straftaten sind der Bundesregierung im März 
2003 bekannt geworden (bitte nach Ländern 
auflisten)? 


11. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele Personen wurden durch rechtsex- 
treme und fremdenfeindliche Straftaten ge- 
schädigt (bitte nach Ländern auflisten)? 


12. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele Personen wurden wegen rechtsextre- 
mer und fremdenfeindlicher Straftaten im Mo- 
nat März 2003 festgenommen (bitte nach Län- 
dern auflisten)? 
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Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 22. April 2003 

Vorbemerkung: 

Die im Folgenden aufgeführten Zahlen stellen keine abschließende 
Statistik dar, sondern können sich aufgrund von Nachmeldungen 
noch (teilweise erheblich) verändern. 

Zu Frage 10 

Im Monat März 2003 wurden insgesamt 389 politisch rechts moti- 
vierte Straftaten, darunter 28 Gewalttaten und 274 Propaganda- 
delikte, erfasst. 

Bei 89 Straftaten, darunter 19 Propagandadelikte und 20 Gewalttaten, 
konnte eine fremdenfeindliche Motivation festgestellt werden. 


Verteilung - Politisch motivierte Kriminalität - rechts 


Bundesland 

Gewalttaten 

Sonstige Straftaten 

BB 

3 

36 

BR 

0 

12 

BW 

4 

42 

BY 

1 

41 

HB 

0 

3 

HE 

1 

32 

HH 

0 

1 

MV 

1 

3 

NI 

5 

65 

NW 

0 

0 

RP 

0 

8 

SH 

3 

23 

SL 

0 

2 

SN 

7 

52 

ST 

3 

16 

TH 

0 

25 

Summe 

28 

361 


Verteilung - Politisch motivierte Kriminalität - rechts mit fremden- 
feindlicher Motivation 


Bundesland 

Gewalttaten 

Sonstige Straftaten 

BB 

2 

11 

BR 

0 

2 

BW 

4 

10 
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Bundesland 

Gewalttaten 

Sonstige Straftaten 

BY 

1 

8 

HB 

0 

1 

HE 

1 

7 

HH 

0 

0 

MV 

1 

1 

NI 

1 

12 

NW 

0 

0 

RP 

0 

1 

SH 

2 

9 

SL 

0 

1 

SN 

6 

4 

ST 

2 

2 

TH 

0 

0 

Summe 

20 

69 


Zu Frage 1 1 

Im März 2003 wurden insgesamt 21 Personen infolge Straftaten der 
„Politisch motivierten Kriminalität - rechts“ verletzt, aus fremden- 
feindlicher Motivation verletzte Personen befanden sich nicht darun- 
ter. 


Bundesland 

Anzahl der verletz- 
ten Personen „Poli- 
tisch motivierte Kri- 
minalität - rechts“ 

Anzahl der verletz- 
ten Personen „Poli- 
tisch motivierte Kri- 
minalität - rechts“ 
mit fremdenfeindli- 
cher Motivation 

BB 

2 

0 

BR 

0 

0 

BW 

2 

0 

BY 

2 

0 

HB 

0 

0 

HE 

1 

0 

HH 

0 

0 

MV 

1 

0 

NI 

4 

0 

NW 

0 

0 

RP 

0 

0 

SH 

2 

0 

SL 

0 

0 
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Bundesland 

Anzahl der verletz- 
ten Personen „Poli- 
tisch motivierte Kri- 
minalität - rechts“ 

Anzahl der verletz- 
ten Personen „Poli- 
tisch motivierte Kri- 
minalität - rechts“ 
mit fremdenfeindli- 
cher Motivation 

SN 

6 

0 

ST 

1 

0 

TH 

0 

0 

Summe 

21 

0 


Zu Frage 12 

Zu den im Monat März 2003 erfassten 389 politisch rechts motivier- 
ten Straftaten wurden insgesamt 212 Tatverdächtige ermittelt und 34 
Personen festgenommen. In 10 Fällen wurde Flaftbefehl erlassen. 

Im Zusammenhang mit den für März 2003 gemeldeten 89 fremden- 
feindlich motivierten Straftaten wurden 63 Tatverdächtige ermittelt, 
von denen 21 festgenommen wurden. In 10 Fällen wurde Haftbefehl 
erlassen. 

Verteilung der ermittelten Tatverdächtigen und festgenommenen Per- 
sonen im Bereich „Politisch motivierte Kriminalität - rechts“ 


Bundesland 

Tatverdächtige 

Vorläufig 

festgenommen 

Haftbefehl 

BB 

18 

2 

0 

BR 

3 

0 

0 

BW 

35 

3 

0 

BY 

20 

2 

0 

HB 

0 

0 

0 

HE 

11 

1 

0 

HH 

0 

0 

0 

MV 

8 

6 

0 

NI 

31 

0 

0 

NW 

0 

0 

0 

RP 

3 

0 

0 

SH 

17 

0 

0 

SL 

0 

0 

0 

SN 

41 

12 

10 

ST 

14 

7 

0 

TH 

11 

1 

0 

Summe 

212 

34 

10 
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Verteilung der ermittelten Tatverdächtigen und festgenommenen Per- 
sonen im Bereich „Politisch motivierte Kriminalität - rechts mit frem- 
denfeindlicher Motivation“ 


Bundesland 

Tatverdächtige 

Vorläufig 

festgenommen 

Haftbefehl 

BB 

13 

2 

0 

BR 

0 

0 

0 

BW 

6 

3 

0 

BY 

6 

0 

0 

HB 

0 

0 

0 

HE 

3 

0 

0 

HH 

0 

0 

0 

MV 

0 

0 

0 

NI 

3 

0 

0 

NW 

0 

0 

0 

RP 

0 

0 

0 

SH 

7 

0 

0 

SL 

0 

0 

0 

SN 

18 

11 

10 

ST 

7 

5 

0 

TH 

0 

0 

0 

Summe 

63 

21 

10 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


13. Abgeordnete 

Sibylle 

Laurischk 

(FDP) 


Inwiefern teilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung des Deutschen Anwaltsvereins e. V., der 
in dem in Brüssel vorgestellten Grünbuch zum 
europäischen Staatsanwalt schwere Mängel im 
Bereich der Verteidigungsrechte und des ge- 
samten Konzeptes sieht? 


14. Abgeordnete 

Sibylle 

Laurischk 

(FDP) 


Bedarf nach Auffassung der Bundesregierung 
die besondere Qualität einer europäischen Er- 
mittlungsbehörde eines institutionalisierten 
Gegengewichts auf der Verteidiger seite, und 
wie könnte ein solches, auch in Ansehung der 
europäischen Sprachenvielfalt, aussehen? 
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15. Abgeordnete 

Sibylle 

Laurischk 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussa- 
ge, dass durch ein „Forum-Shopping“ und die 
erklärte „Verkehrsfähigkeit“ von Beweisen 
eine massive Rechtsschutzverkürzung der Be- 
troffenen zu erwarten ist bzw. sogar angestrebt 
werde, und wie will sie dies bejahendenfalls 
vermeiden? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 16. April 2003 

Die Fragen 13, 14 und 15 werden im Zusammenhang beantwortet. 
Die Frage 1 3 bezieht sich auf das Grünbuch der Europäischen Kom- 
mission vom 11. Dezember 2001 und einer dazu abgegebenen Stel- 
lungnahme des Deutschen Anwaltsvereins e. V. Das Grünbuch sollte 
der Diskussion eines Vorschlags der EU-Kommission zur Vertragsän- 
derung im Rahmen der Debatte über die Zukunft der Europäischen 
Union dienen. Diese Debatte wird inzwischen im Konvent zur Zu- 
kunft der Europäischen Union geführt. Das Präsidium des Konvents 
hat am 14. März 2003 Entwürfe zu Artikeln für den Raum der Frei- 
heit, der Sicherheit und des Rechts vorgelegt. Darin ist auch ein Arti- 
kel enthalten, der eine Rechtsgrundlage für eine Europäische Staatsan- 
waltschaft schaffen soll. Der Vertreter der Bundesregierung hat sich 
zu der vom Präsidium vorgeschlagenen Schaffung einer Europäischen 
Staatsanwaltschaft positiv geäußert und darüber hinaus einen Auftrag 
zu der Einrichtung einer solchen Staatsanwaltschaft in der Verfassung 
gefordert. 

Derzeit ist nur die Frage der verfassungsrechtlichen Grundlage Ge- 
genstand der Diskussion. Der Präsidiumsvorschlag sieht vor, die Aus- 
gestaltung der Einzelheiten einschließlich der Regeln für die Zulässig- 
keit von Beweismitteln nach Inkrafttreten der Verfassung sekundär- 
rechtlich in einem Gesetz der Union zu regeln. In diesem Zusammen- 
hang werden dann alle relevanten Aspekte einschließlich der Auswir- 
kung auf die Verteidigerrechte sorgfältig zu prüfen sein. Ein angemes- 
sener Schutz der Rechte der Betroffenen muss in jedem Fall sicherge- 
stellt sein. 


16. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung Erwartun- 
gen von in der DDR geschiedenen Frauen zur 
Schaffung einer dem bundesdeutschen Versor- 
gungsausgleich ähnlichen gesetzlichen Rege- 
lung zum Ausgleich der in der Ehe erworbenen 
Versorgungspositionen, und wie ist die Bun- 
desregierung der Prüfbitte der Länder aus 
dem Jahre 2001 zu dieser Angelegenheit nach- 
gekommen? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 23. April 2003 

Die Bundesregierung nimmt die Anliegen vor allem älterer Frauen, 
deren Ehe vor 1 992 nach dem in den neuen Bundesländern geltenden 
Recht geschieden worden ist, sehr ernst. Es ist verständlich, dass sie 
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an dem Versorgungseinkommen ihres früheren Partners teilhaben 
wollen, wenn sie wegen der Arbeit in der Familie von dem Erwerb 
eigener Rentenanrechte ganz oder teilweise abgesehen haben. Flierfür 
steht jedoch der Versorgungsausgleich bei Ehescheidung nicht zur 
Verfügung: 

Nach den Vorgaben des Einigungsvertrages ist das Recht des Versor- 
gungsausgleichs in den neuen Bundesländern erst am 1. Januar 1992 
in Kraft getreten und daher auf Scheidungen vor diesem Zeitpunkt 
grundsätzlich nicht anzuwenden. 

Maßgebend für diese Regelung war, dass eine rückwirkende Belas- 
tung des ausgleichsverpflichteten Ehegatten im Elinblick auf das Rück- 
wirkungsverbot als einem Wesenselement des Rechtsstaats nicht uner- 
hebliche verfassungsrechtliche Risiken mit sich gebracht hätte. Denn 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts kann sich 
der von einer Belastung Betroffene auf Vertrauensschutz berufen und 
damit einem Eingriff in seine Rechte entgegentreten, wenn er mit die- 
sem Eingriff im Rückwirkungszeitpunkt nicht rechnen konnte und ihn 
daher bei der Gestaltung seines Lebensplans nicht zu berücksichtigen 
brauchte. Eine Belastung des Betroffenen wäre jedoch nicht zu ver- 
meiden gewesen, weil im Versorgungsausgleich der Erhöhung der Ver- 
sorgung des einen Ehegatten immer eine entsprechende Minderung 
der Versorgung des anderen Ehegatten gegenübersteht. Diese Ein- 
schätzung ist sowohl vom Deutschen Bundestag, der in der 14. Wahl- 
periode einem entsprechenden Votum seines Petitionsausschusses ge- 
folgt ist (vgl. Bericht des Petitionsausschusses vom 5. Juni 2002, Bun- 
destagsdrucksache 14/9146, S. 20), als auch vom Bundesrat, der sich 
deswegen für eine rentenrechtliche Lösung des Problems ausgespro- 
chen hatte (vgl. Stellungnahme zu dem Entwurf eines Altersvermö- 
gensgesetzes, Bundestagsdrucksache 14/5068, S. 12), geteüt worden. 

Verbesserungen zu Gunsten der Betroffenen sind daher allenfalls mit 
den Instrumenten des Rentenversicherungsrechts denkbar. Elierzu 
können folgende Informationen gegeben werden: 

Unter anderem aufgrund der Anregung des Bundesrates wurde eine 
Arbeitsgruppe gebildet, die die Möglichkeiten prüft, ob und inwieweit 
die Altersversorgung von Frauen, die in den neuen Bundesländern 
vor dem 1. Januar 1992 geschieden wurden, verbessert werden kann. 
An dieser interministeriellen Arbeitsgruppe sind neben Vertretern des 
ehemaligen Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung (jetzt: 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung) Vertreter 
des Bundesministeriums der Justiz, des Bundesministeriums der Fi- 
nanzen sowie des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend beteiligt. Sie untersucht zurzeit die unterschiedlichen Vor- 
stellungen über die zukünftige Vorgehensweise im Hinblick auf ihre 
finanziellen Auswirkungen, auf ihre verwaltungsmäßige Durchführ- 
barkeit sowie auf die mit ihnen verbundenen verfassungsrechtlichen 
Risiken. 

Hierbei hat sich gezeigt, dass auch mit den Mitteln des Rentenrechts 
die beanstandete Situation der Geschiedenen nur teilweise gelöst wer- 
den könnte. Die Übertragung der Geschiedenenwitwenrente, die in 
den alten Bundesländern seit 1977 nur noch als Übergangsrecht güt, 
würde selbst in der günstigsten Version zu einer Begünstigung von ma- 
ximal 20 % der Betroffenen führen. 
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Zwischenzeitlich wurde jedoch bekannt, dass das Bundesverfassungs- 
gericht beabsichtigt, voraussichtlich noch in diesem Jahr über ein dort 
anhängiges Verfahren zur Frage der Gewährung einer Geschiedenen- 
witwenrente an den genannten Personenkreis zu entscheiden. Daher 
hat die Arbeitsgruppe übereinstimmend beschlossen, den Ausgang 
dieses Verfahrens abzuwarten, damit bei dem weiteren Vorgehen ge- 
gebenenfalls Vorgaben des Gerichts berücksichtigt werden können. 


17. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Unter welchen tatsächlichen und rechtlichen 
Voraussetzungen und in welchem Umfang 
wird die Technik des „stillen SMS- Versands“ 
eingesetzt (vgl. Bericht im SPIEGEL, Heft 15, 
S. 192)? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 17. April 2003 

Der Einsatz einer „stillen SMS“ kommt dann in Betracht, wenn die 
Ermittlung des Aufenthaltsorts einer Person für Zwecke der Strafver- 
folgung, zum Beispiel zur Festnahme eines Beschuldigten, erforderlich 
ist. 

Durch die Versendung einer „stillen SMS“, die auf die Ermittlungsge- 
neralklauseln in § 161 Abs. 1, § 163 Abs. 1 StPO gestützt werden 
kann, wird eine Telekommunikationsverbindung zu einem eingeschal- 
teten Mobiltelefon der Zielperson hergestellt, ohne dass diese hiervon 
Kenntnis erlangt. Ebenso wie bei einem gewöhnlichen Anruf wird bei 
diesem Vorgang im Mobilfunknetz insbesondere eine Kennung derje- 
nigen Funkzelle gespeichert, in die das Handy des Betroffenen zum 
Zeitpunkt der Übermittlung der SMS eingebucht war. 

Die auf diese Weise erzeugten Telekommunkationsverbindungsdaten 
sind durch das Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 GG) geschützt. Sie 
gelangen dann zur Kenntnis der Strafverfolgungsbehörden, wenn be- 
reits zum Zeitpunkt der Versendung der „stillen SMS“ der betroffene 
Telefonanschluss Gegenstand einer Telekommunikationsüberwa- 
chung nach den §§ 100a, 100b StPO war. Daneben können Staatsan- 
waltschaft und Polizei die Standortkennung durch ein Auskunftsver- 
langen nach Maßgabe der §§ 100g, 100h StPO bezogen auf den betrof- 
fenen Telefonanschluss in Erfahrung bringen. Ein solches Vorgehen 
setzt regelmäßig eine Straftat von erheblicher Bedeutung voraus. Das 
Bundeskriminalamt und der Bundesgrenzschutz wenden die „stille 
SMS“ regelmäßig nur im Zusammenhang mit einer Telekommunikati- 
onsüberwachung nach den §§ 100a, 100b StPO an. 

Innerhalb der im Einzelfall identifizierten Funkzelle, deren Größe zwi- 
schen wenigen 100 Metern und mehreren Kilometern betragen kann, 
können anschließend weitere Ermittlungsmaßnahmen zur Einengung 
des Standortes der Zielperson ergriffen werden. 


Verlässliche Zahlen zum Umfang des Einsatzes der Technik der „stil- 
len SMS“ liegen der Bundesregierung nicht vor. 
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18. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Wie kann die Ermittlungsmethode des „stillen 
SMS- Versands“ mit der in der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung zum Entwurf eines 
. . . Gesetzes zur Änderung der Strafprozess- 
ordnung in Bundestagsdrucksache 14/7258 ge- 
äußerten Einschätzung der Bundesregierung in 
Einklang gebracht werden, wonach nur bei 
dem Verdacht auf schwere Straftaten eine 
Funkzellenabfrage durchgeführt werden dür- 
fe? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 17. April 2003 

Ein Widerspruch zwischen dem Einsatz der „stülen SMS“ und der ge- 
setzlichen Regelung der so genannten Funkzellenabfrage in § 100h 
Abs. 1 Satz 2 StPO besteht nicht. Diese Ermittlungsmaßnahmen sind 
nicht miteinander vergleichbar. 

Im Rahmen der Funkzellenabfrage können die Strafverfolgungsbehör- 
den Auskunft über sämtliche Telekommunikationsverbindungsdaten 
verlangen, die in einem bestimmten geographischen Raum, zum Bei- 
spiel im Bereich einer bestimmten Mobilfunkzelle, in einem (hinrei- 
chend) bestimmten Zeitraum angefallen sind. Da hierdurch auch 
Verbindungsdaten der Telekommunikation unbeteiligter Personen 
betroffen sein können, hat der Gesetzgeber dieses Ermittlungsinstru- 
ment ausnahmslos auf Straftaten von erheblicher Bedeutung be- 
schränkt. 

Demgegenüber wird durch die Versendung einer „stillen SMS“ eine 
Telekommunikationsverbindung zu einem bestimmten Mobiltelefon 
hergestellt. Hieran anschließend erlangen die Strafverfolgungsbehör- 
den allein die Kenntnis von den Verbindungsdaten des „angerufenen“ 
Anschlusses. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


19. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Steuerausfälle für 2003 und die kommenden 
Jahre ein, die durch die Umsetzung der Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts zur 
zumindest teilweise unbefristeten steuerlichen 
Absetzbarkeit der Kosten doppelter Haushalts- 
führung bedingt sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 22. April 2003 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 4. De- 
zember 2002 (2 BvR 400/98, 2 BvR 1735/00, bekannt gegeben am 
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8. April 2003) zur doppelten Haushaltsführung - bei „Kettenabord- 
nungen“ und „Doppelverdienerehen“ - die Zweijahresfrist als verfas- 
sungswidrig erachtet. Die Anzahl dieser Fälle lässt sich nicht ermit- 
teln. Rein rechnerisch ergäben sich bei einer generellen Aufhebung 
der zeitlichen Begrenzung, also einer Rückkehr zu der bis 1995 gelten- 
den Rechtslage, nach erster Schätzung Steuermindereinnahmen von 
rund 260 Mio. Euro im Entstehungsjahr (Lohn- und Einkommensteu- 
er einschließlich Solidaritätszuschlag). 


20. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Welche Steuermehreinnahmen und geringeren 
Sozialausgaben wären im Bundeshaushalt 
2003 anzusetzen, wenn die von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder angestrebte Reduzierung 
der Arbeitslosenzahl auf 3,5 Millionen in 2002 
erreicht worden wäre? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 22. April 2003 

Eine Reduzierung der Arbeitslosenzahl bzw. die damit verbundene 
Erhöhung der Beschäftigtenzahl würde sämtliche makroökonomi- 
schen Größen beeinflussen. Es würden sich insbesondere ein höheres 
Wachstum, ein höherer Konsum und ein höheres Steueraufkommen 
ergeben. Um all diese Auswirkungen quantifizieren zu können, wäre 
eine eigene fiktive gesamtwirtschaftliche Vorausschätzung erforder- 
lich, die nicht zu leisten ist. Es können daher lediglich ceteris paribus 
die Auswirkungen auf die Lohnsteuereinnahmen und die Ausgaben 
des Bundeshaushalts 2003 in den Bereichen Rentenversicherung und 
Arbeitsmarkt abgeschätzt werden. 

Eine Erhöhung der Beschäftigtenzahl um 560 000 Personen hätte im 
Jahre 2003 eine um gut 15 Mrd. Euro höhere Bruttolohn- und -gehalt- 
summe zur Folge. Daraus ergäben sich Mehreinnahmen bei der Lohn- 
steuer von insgesamt knapp 3 Mrd. Euro, von denen gut 1 Mrd. Euro 
auf den Bund entfallen würde. 

In 2002 betrag die Zahl der Arbeitslosen im Durchschnitt 4,06 Millio- 
nen. Davon waren rd. 89 % Leistungsempfänger, rd. 47 % erhielten Ar- 
beitslosengeld und rd. 42% Arbeitslosenhilfe. Bei einer unterstellten 
Arbeitslosenzahl von rd. 3,5 Millionen und angenommener gleicher 
Struktur der Leistungsempfänger würden rd. 500 000 Fälle aus dem 
Bezug von Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe herausfallen. 

Wenn sich zugleich die Zahl der Arbeitnehmer um die genannten 
500 000 erhöhen würde, entstünden dadurch Beitragseinnahmen in 
der Rentenversicherung in Höhe von 2,3 Mrd. Euro. Unter Berück- 
sichtigung der wegfallenden Beiträge aus Arbeitslosengeld und -hüfe 
ergäben sich insgesamt Beitragsmehreinnahmen in Höhe von rd. 
1,1 Mrd. Euro. Dadurch könnte der RV-Beitragssatz um 0,1 v.H.- 
Punkte geringer ausfallen. Als Folge würde der Bundeshaushalt 2003 
durch niedrigere Ausgaben beim Bundeszuschuss und bei den Beiträ- 
gen für Kindererziehungsleistungen um rd. 230 Mio. Euro entlastet. 
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Im Bereich Arbeitsmarkt wären im Bundeshaushalt 2003 von einer 
niedrigeren Arbeitslosenzahl insbesondere zwei Ansätze betroffen: die 
Arbeitslosenhilfe und der Zuschuss an die Bundesanstalt für Arbeit 
(BA). 

Der Zuschuss an die BA ist im Haushalt 2003 mit Null angesetzt, so 
dass sich insoweit eine niedrigere Arbeitslosenzahl nicht auswirken 
würde. 

Dem Ansatz bei der Arbeitslosenhilfe (Soll 2003: 12,3 Mrd. Euro) lie- 
gen folgende Annahmen zugrunde: im Jahresdurchschnitt 2003 
1,68 Millionen Leistungsempfänger bei einem monatlichen Kopfsatz 
von 610 Euro (1,68 Mio. x 610 x 12 = rund 12,3 Mrd. Euro). Dabei 
sind - wie beim Zuschuss an die Bundesanstalt für Arbeit - die mit 
dem „Ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 
zu erwartenden Einsparungen berücksichtigt. Geht man davon aus, 
dass im Jahresdurchschnitt 2003 rund 200 000 Leistungsempfänger 
aus dem Bezug von Arbeitslosenhilfe herausfallen, ergäbe dies nach 
dem gleichen Berechnungsmodus einen Ansatz der Arbeitslosenhilfe 
von rund 10,8 Mrd. Euro, also rund 1,5 Mrd. Euro weniger als im 
aktuellen Haushalt 2003 vorgesehen. 


21. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Werden bei Waldverkäufen durch die Boden- 
verwaltungs- und -verwertungs GmbH 
(BVVG) die Kommunen vor Ort in für den 
Tourismus wertvollen Gebieten in die Kaufent- 
scheidung eingebunden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 11. April 2003 

Eine derartige Beteiligung der Kommunen bei Waldverkäufen der Bo- 
denverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) ist nicht geboten. 
Die BVVG bewertet bei Hinweisen bzw. Planungen zu touristisch be- 
sonders bedeutsamen Waldgebieten, ob die Kaufbewerber in ihren 
Betriebskonzepten den touristischen Belangen Rechnung tragen. 


22. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Unter welchen Bedingungen können sich die 
kommunalen Tourismusverbände am Aus- 
schreibungsverfahren bei Waldverkäufen 
durch die BWG beteiligen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 11. April 2003 

Im Rahmen von Ausschreibungen der BVVG zu Waldverkäufen ha- 
ben zum preisbegünstigten Erwerb nach § 3 Ausgleichsleistungsgesetz 
und der dazu erlassenen Flächenerwerbsverordnung berechtigte Be- 
werber gemäß § 4 Abs. 5 Satz 2 Flächenerwerbsverordnung Vorrang 
vor sonstigen Bewerbern. Als sonstige Bewerber können auch Touris- 
musverbände Gebote abgeben. 
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23. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick 
auf die Förderung von Familien, dass Eltern 
durch die im Rahmen des Flutopfersolidari- 
tätsgesetzes vorgenommene Absenkung der 
Einkommens- und Bezügegrenze in § 32 
Abs. 4 Satz 2 Einkommensteuergesetz auf 
7 188 Euro ihren Kindergeldanspruch verlie- 
ren, und von welcher Zahl von Betroffenen 
geht die Bundesregierung aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 17. April 2003 

Anspruch auf Kindergeld bzw. auf die Freibeträge für Kinder haben 
Eltern allgemein bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres ihres Kin- 
des. Ältere Kinder sind bei den Eltern längstens bis zum vollendeten 
27. Lebensjahr zu berücksichtigen. Voraussetzung ist, dass sie eine der 
in § 32 Abs. 4 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) aufgezählten 
Voraussetzungen erfüllen (z. B. Berufsausbildung) und dass die Höhe 
ihrer Einkünfte und Bezüge jährlich einen bestimmten Betrag (in den 
Jahren 2002 und 2003 jeweils 7 188 Euro) nicht übersteigt. Dieser Be- 
trag orientiert sich am Existenzminimum eines Erwachsenen, das sich 
nach dem Vierten Bericht der Bundesregierung über die Höhe des 
Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern für das Jahr 2003 
(Bundestagsdrucksache 14/7765 (neu)) auf 6 948 Euro jährlich be- 
läuft. Der Betrag von 7 188 Euro erhöht sich für das Jahr 2004 auf 
7 428 Euro und ab 2005 auf 7 680 Euro. Die ursprünglich für das Jahr 
2003 vorgesehene Anhebung des Betrags auf 7 428 Euro wurde neben 
anderen Maßnahmen durch das Flutopfersolidaritätsgesetz um ein 
Jahr zurückgestellt, um mit den frei werdenden Mitteln die durch die 
Hochwasserkatastrophe betroffenen Menschen finanziell zu unterstüt- 
zen und die notwendigen Maßnahmen zum Wiederaufbau der durch 
das Hochwasser betroffenen Regionen zu ergreifen. 

Die Bundesregierung hält dies für vertretbar, da der Betrag von 7 188 
Euro das Existenzminimum für 2003 ohnehin abdeckt. Betroffen sind 
Eltern von Kindern, die im laufenden Jahr Einkünfte und Bezüge zwi- 
schen 7 188 Euro und 7428 Euro haben. Die Steuerstatistik weist die 
Zahl dieser Kinder nicht aus. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


24. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass mittel- 
ständische Busunternehmen in der Region 
Nürnberg insgesamt ca. 100 Busfahrer benöti- 
gen, diese aber auf dem Arbeitsmarkt nicht fin- 
den, da es einerseits den Lehrberuf „Omnibus- 
fahrer“ faktisch immer noch nicht gibt und es 
sich andererseits junge arbeitssuchende Men- 
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sehen finanziell nicht leisten können, eigenini- 
tiativ den notwendigen Kraftomnibus-Führer- 
schein aufgrund der immensen Fahrschulkos- 
ten zu erwerben?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 8. April 2003 

Die Ausbildung zum/zur „Omnibusfahrer/Omnibusfahrerin“ ist für 
Jugendliche seit dem 26. Oktober 1973 durch den Ausbildungsberuf 
„Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin“ geregelt; die Ausbildungsord- 
nung ist zuletzt am 19. April 2001 novelliert worden. 

Neben dem sicheren Führen der Fahrzeuge erwerben die Jugendli- 
chen während ihrer Ausbildung u. a. Fertigkeiten und Kenntnisse in 
den Bereichen Kontrolle, Wartung und Pflege der Fahrzeuge, Vorbe- 
reiten der Beförderung, betriebliche Planung und Logistik, beförde- 
rungsbezogene Kostenrechnung sowie kundenorientiertes Verhalten. 
Darüber hinaus müssen die Auszubildenden während der Ausbildung 
die Fahrerlaubnis zum Führen von Kraftfahrtomnibussen erwerben. 
Die Kosten sind nach dem Berufsbildungsgesetz durch die Ausbil- 
dungsbetriebe zu tragen. 

Bei Erwachsenen erfolgt die Qualifizierung zum Omnibusfahrer im 
Rahmen der Umschulung/Weiterbildung ebenfalls entsprechend den 
Regelungen der Ausbildungsverordnung für Berufskraftfahrer. 

Durch diese Ausbildungsgänge ist sichergestellt, dass auch mittelstän- 
dische Unternehmen ihren Fahrernachwuchs durch die Einstellung so- 
wohl Jugendlicher als auch Erwachsener sicherstellen können. 


25. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Wie fördert die Bundesregierung die Bemü- 
hungen von Omnibusunternehmen um drin- 
gend benötigtes qualifiziertes Personal, damit 
innovative Projekte, wie z. B. im Arbeitsamts- 
bereich Schäbisch-Hall/Hohenlohe, wo im Zu- 
sammenwirken von örtlichen Verkehrsunter- 
nehmen, dem Nahverkehr und einer Berufs- 
schule, Arbeitslosen die Ausbildung zum Om- 
nibusfahrer finanziert wurde, die jetzt im Bus- 
gewerbe wieder einen festen Arbeitsplatz 
haben, bundesweit erfolgreich sein können?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 8. April 2003 

Wenn der in Betracht kommende Arbeitsmarkt entsprechende Be- 
schäftigungsmöglichkeiten erwarten lässt, kann - wie bereits zur vor- 
herigen Frage ausgeführt - die Qualifizierung zum Omnibusfahrer im 
Rahmen einer Weiterbildung zum Berufskraftfahrer von den Arbeits- 
ämtern gefördert werden. Die Förderung nach dem SGB III setzt 


*) s. hierzu Frage 52 
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nicht zwingend einen Abschluss in einem anerkannten Ausbildungsbe- 
ruf voraus. Es wird daher auch die Teilnahme an Bildungsangeboten 
gefördert werden, in denen auf dem Arbeitsmarkt nachgefragte Spe- 
zialkenntnisse vermittelt werden. Im Jahr 2002 hat die Bundesanstalt 
für Arbeit rd. 14 500 neu in Weiterbildungen in Verkehrsberufen ein- 
getretene Personen gefördert, darunter rd. 14 000 mit Bildungszielen 
als Kraftfahrzeugführer. 

Somit gibt es sowohl für Jugendliche als auch für Erwachsene die 
Möglichkeit, die Qualifizierung zum Omnibusfahrer zu erwerben. 
Allerdings sind auch die nachfragenden Betriebe aufgerufen, selbst 
auszubilden und damit insbesondere jungen Menschen eine berufliche 
Perspektive zu eröffnen. 


26. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung zur Verhinderung wettbewerbsverzerren- 
der Effekte des Kleinunternehmerförderungs- 
gesetzes hinsichtlich der weitgehenden Steuer- 
freistellungen in arbeitsintensiven Handwerks- 
bereichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 8. April 2003 

Die geplanten Regelungen des Kleinunternehmerförderungsgesetzes 
gelten grundsätzlich für Unternehmen aus allen Wirtschaftsbereichen, 
die die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen, nicht nur für Betriebe 
im arbeitsintensiven Elandwerksbereich. Ein Unternehmer kann diese 
Regelung nur in Anspruch nehmen, wenn er tatsächlich selbständig 
unternehmerisch tätig ist. Eine selbständige Tätigkeit ist durch ein 
eigenes Unternehmerrisiko, die Verfügungsmöglichkeit über die eige- 
ne Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete Tätigkeit und 
Arbeitszeit gekennzeichnet. Dagegen sprechen die Eingliederung in 
den Organisationsbereich eines anderen und die persönliche Wei- 
sungsabhängigkeit typischerweise für ein Beschäftigungsverhältnis. 
Für die Abgrenzung zwischen abhängiger Beschäftigung und selbstän- 
diger Tätigkeit sind die tatsächlichen Verhältnisse im konkreten Ein- 
zelfall entscheidend. Eine bloße Erklärung reicht hierfür nicht aus. 
Die Finanzbehörden prüfen im Rahmen des Einkommensteuerfestset- 
zungsverfahrens den Sachverhalt. Eine Missbrauchskontrolle ist somit 
gegeben. 

Im Übrigen gelten die allgemeinen steuerlichen Missbrauchsvorschrif- 
ten, insbesondere § 42 Abgabenordnung, die ungerechtfertigte rechtli- 
che Gestaltungen nur aus steuerlichen Gründen unterbinden. 


27. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Durch welche Maßnahmen will die Bundesre- 
gierung die erheblichen Ausbildungsleistungen 
im Bereich der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen (KMU) stabilisieren und ausbauen? 



Drucksache 15/877 


-24- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 8. April 2003 

Die Bundesregierung will den Mittelstand stärken, denn mehr Wachs- 
tum, mehr Beschäftigung und mehr Ausbildung können nur erzielt 
werden, wenn es gelingt, eine neue Dynamik im und für den Mittel- 
stand zu entfachen. Dazu wurde die Mittelstandsoffensive „pro mittel- 
stand“ ins Leben gerufen. 

Wesentliche Elemente sind: 

• Eine Minimalbesteuerung und einfachste Buchführungspflichten 
für Existenzgründer und Kleinstunternehmer, 

• Überprüfung der Handwerksordnung, um Erleichterungen für 
handwerkliche und nicht handwerkliche Existenzgründungen zu 
schaffen, 

• Mittelstandsfinanzierung aus einer Hand durch die Mittelstands- 
bank, 

• Unterstützung der Hausbanken durch eine teilweise Haftungsent- 
lastung und durch bessere Anreize zur Durchleitung von Förder- 
krediten, 

• Eigenkapitalhilfeprogramm, um Gründern und Unternehmern in 
der Anfangsphase eines Unternehmens quasi staatliches Risikoka- 
pital zur Verfügung zu stellen, 

• das Programm BTU-Frühphase, um innovative Gründungen auf 
den Weg zu bringen, 

• Deregulierung und Bürokratieabbau, da mittelständische Unter- 
nehmen und Existenzgründer im besonderen Maße auf eine schnell 
und effektiv arbeitende Verwaltung und einfache Rechtsvorschrif- 
ten angewiesen sind. 

Im Ausbildungsbereich sind zur Deregulierung und zum Bürokratie- 
abbau folgende Schritte geplant: 

• schon im Vorverfahren zur Entwicklung neuer oder modernisierter 
Ausbildungsordnungen bei den Sozialpartnern durch entsprechen- 
de Schlichtungs- oder Beschleunigungsverabredungen für eine 
Straffung der Abläufe zu sorgen, 

• im formellen Verfahren durch eine Zusammenlegung bzw. Strei- 
chung von Gremien eine Verschlankung und Beschleunigung der 
Prozeduren zu bewirken, 

• die Ordnungsmittel künftig - auch durch Vorgabe geeigneter In- 
strumente der zeitlichen Gliederung - kürzer, übersichtlicher und 
anwendbarer zu gestalten, 

• durch eine Neuinterpretation des Konsensprinzips zeitraubenden 
Entscheidungsblockaden der Sozialpartner entgegenzuwirken, 
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• durch weniger komplexe, u. a. auch zweijährige und gestufte Aus- 
bildungsordnungen das Begabungspotential potentieller Auszubil- 
dender umfassender auszuschöpfen und den Unternehmen zugleich 
handhabbarere Ausbildungsberufe anzubieten, 

• die Tarifparteien aufzufordern, Ausbildungshemmnisse in Tarifver- 
trägen zu beseitigen und Vereinbarungen aufzunehmen, die die 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze beschleunigen. 

Die Bundesregierung macht mit weiteren Maßnahmen, die insbeson- 
dere dem Mittelstand helfen werden, den Weg für mehr Lehrstellen 
frei. So ist das Programm „Kapital für Arbeit“, das von der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau (KfW) durchgeführt wird, jetzt auch für die 
Schaffung von Ausbildungsplätzen geöffnet. Als eine der von der 
Hartz-Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen zur Überwindung 
der Arbeitslosigkeit hilft es Unternehmen, ihr Arbeitsplatz- und Aus- 
bildungsplatzangebot zu steigern. Ab sofort können Unternehmen 
auch für jeden zusätzlich eingestellten Auszubildenden eine Kredit- 
summe von bis zu 100 000 Euro über die jeweilige Hausbank bei der 
KfW beantragen. Damit müssen notwendige betriebliche Invesititions- 
maßnahmen und damit verbundene Neueinstellungen von Auszubil- 
denden künftig nicht mehr am Kapitalmangel scheitern. Das Angebot 
„Kapital für Arbeit“ richtet sich an gewerbliche Betriebe und Freibe- 
rufler mit einem Jahresumsatz bis zu 500 Mio. Euro. Damit bietet die 
Bundesregierung speziell für den Mittelstand praktische Hilfe zur 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze an. 

Der Gewinnung zusätzlicher Betriebe für Ausbildung und damit der 
Erhöhung des Angebots an neuen Ausbildungsplätzen dient auch eine 
weitere Maßnahme der Bundesregierung: für fünf Jahre wird die Aus- 
bildereignungsverordnung (AEVO) ausgesetzt. Damit können jährlich 
bis zu 20 000 Betriebe zusätzlich ausbilden. Mit dieser Maßnahme 
wird auf den besonderen Nachweis der Ausbildereignung in den 
nächsten Jahren verzichtet werden. Es bleibt die übliche Überprüfung 
der Eignung durch die Kammer. Die Aussetzung der AEVO soll zum 
August 2003 in Kraft treten. 


28. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(FDP) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Auffas- 
sung des Präsidenten des Bundeskartellamts, 
Ulf Böge, dass für eine Änderung des § 24 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes dahin 
gehend, dass notwendige und geeignete Ab- 
sprachen zur Umsetzung des Zwangspfands 
nicht § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen unterliegen, kein Anlass bestehe 
(vgl. NEUENACHRICHT.DE vom 9. April 
2003)? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 17. April 2003 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen aus dem 
Bundeskartellamt sind zur Erfüllung der ab 1. Januar 2003 geltenden 
Pfandpflicht gemäß Verpackungsverordnung Vereinbarungen zwi- 
schen den beteiligten Wirtschaftskreisen erforderlich, die nach den 
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geltenden Regeln des Wettbewerbsrechts zu beurteilen sind. Es han- 
delt sich hierbei um Vereinbarungen über einen einheitlichen Sicher- 
heitsstandard und über die Durchführung des Pfandclearing, d. h. um 
den Ausgleich von Differenzen bei der Einnahme und Ausgabe von 
Pfandbeträgen zwischen den betroffenen Verkaufsstellen. Nach Aus- 
kunft des Bundeskartellamtes sind diese Vereinbarungen unter An- 
wendung der bestehenden kartellrechtlichen Instrumentarien freistel- 
lungsfähig. Es komme eine Freistellung vom Kartellverbot gemäß § 2 
GWB (Normen- und Typenkartelle) bzw. gemäß § 7 GWB (sonstige 
Kartelle) in Betracht. 

Die vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit mit Pressemitteilung vom 28. Februar d. J. angekündigte 
Initiative zur klarstellenden Änderung des Kreislaufwirtschaftsge- 
setzes ist keine Voraussetzung für die Einrichtung eines Pfand-/Rück- 
nahmesystems. 


Wie viele der bis zum 1. April 2003 in Mann- 
heim bestehenden Briefkästen der Deutschen 
Post AG werden nach Kenntnis der Bundes- 
regierung im Rahmen des von der Deutschen 
Post AG zurzeit vorgenommenen Abbaus de- 
montiert, und wie lässt sich dies nach Ansicht 
der Bundesregierung mit dem in Artikel 87f 
Grundgesetz normierten Versorgungsauftrag 
einer flächendeckenden und angemessenen 
Infrastruktur bzw. mit der geforderten Brief- 
kasten-Erreichbarkeit gemäß § 2 Nr. 2 der 
Post-Universaldienstleistungsverordnung ver- 
einbaren? 

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 15. April 2003 

Der Bund hat nach Artikel 87f des Grundgesetzes flächendeckend 
eine angemessene und ausreichende Versorgung mit Postdienstleistun- 
gen zu gewährleisten. Nach den Vorgaben der Post-Universaldienst- 
leistungsverordnung (PUDLV) müssen Briefkästen so ausreichend 
vorhanden sein, dass die Kunden in zusammenhängend bebauten 
Wohngebieten in der Regel nicht mehr als 1 000 Meter zurückzulegen 
haben, um zu einem Briefkasten zu gelangen. 

Nach Kenntnis der für die Überwachung der Universaldienstvorga- 
ben zuständigen Regulierungsbehörde für Telekommunikation und 
Post (RegTP) werden mit den derzeit von der Deutschen Post AG 
bundesweit ca. 130 000 bereitgestellten Briefkästen die entfernungsbe- 
zogenen Vorgaben der PUDLV bei weitem übertroffen. 

Laut Auskunft der Deutschen Post AG werden auch nach Abschluss 
der Verringerung der Briefkastenanzahl die Vorgaben der PUDLV er- 
füllt. An bestimmten Standorten, wie z. B. Altenheimen oder Kranken- 
häusern, will die Deutsche Post AG auch solche Briefkästen beibehal- 
ten, die aus betriebswirtschaftlicher Sicht unrentabel oder entspre- 
chend der PUDLV nicht zwingend erforderlich wären. Die Anzahl 
der Briefkästen, die in Mannheim abgebaut werden, ist der Bundesre- 
gierung nicht bekannt. 


29. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 
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Die RegTP beobachtet auch hier weiterhin sorgfältig die Einhaltung 
der postrechtlichen Qualitätsvorgaben und würde bei konkreten An- 
haltspunkten einer Unterversorgung mit Briefkästen die ihr rechtlich 
möglichen Maßnahmen einleiten, um den postalischen Gewährleis- 
tungsauftrag des Bundes sicherzustellen. 


30. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Wird im Jahre 2003 die Neuaufnahme von 
Menschen mit Behinderungen an der Teilnah- 
me am Eingangsverfahren bzw. dem Berufsbil- 
dungsbereich von Behindertenwerkstätten von 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) nicht mehr 
getragen, und wenn ja, warum? 


31. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Wie viele Einsparungen erhofft sich die BA 
durch den Stopp der Bewilligungen je Bundes- 
land für das Jahr 2003? 


32. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Wie viele Menschen sind durch den Stopp der 
Bewilligungen durch die BA je Bundesland für 
das Jahr 2003 betroffen? 


33. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Wie steht diese Vorgehensweise im Einklang 
mit der durch das neue Neunte Buch Sozialge- 
setzbuch beabsichtigten Teilhabe behinderter 
Menschen am Arbeitsleben? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 15. April 2003 

Im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit wird in diesem Jahr für die 
berufliche Eingliederung behinderter Menschen mit insgesamt rd. 
3 Mrd. Euro deutlich mehr Geld zur Verfügung stehen, als im Vorjahr 
insgesamt ausgegeben wurde. 2,5 Mrd. Euro stehen allein für die 
Pflichtleistungen zur Verfügung. Das ist ein Anstieg von 8,8% oder 
mehr als 200 Mio. Euro gegenüber den Ausgaben 2002. Auch die ge- 
stiegene Zahl geförderter Teilnehmer in Werkstätten zeigt das weiter- 
hin hohe Engagement der Bundesanstalt für Arbeit im Bereich der be- 
ruflichen Eingliederung behinderter Menschen. So stieg die Zahl der 
geförderten Teilnehmer in Werkstätten im März 2003 im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum um 17,6% auf 18565. Es trifft allerdings zu, 
dass einige Arbeitsämter im Bemühen um Ausgabenbegrenzung bei 
den Pflichtleistungen zur beruflichen Rehabilitation vorgesehen ha- 
ben, den Beginn einzelner Maßnahmen in Werkstätten zu verschieben 
bzw. ihre Dauer zu verkürzen. Die Bundesanstalt für Arbeit hat ihre 
Dienststellen bereits darauf hingewiesen, dass ein solches Vorgehen 
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weder den gesetzlichen Verpflichtungen noch den geschäftspolitischen 
Zielen entspricht. 


34. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Mit welchen Einsparungen durch die Bundes- 
anstalt für Arbeit (BA) ist bei den so genann- 
ten Jugendlichenmaßnahmen (benachteiligte 
Jugendliche, überbetriebliche Ausbildung, 
Ausbildungsbegleitende Hilfen etc.) im Jahr 
2003 im Vergleich zu 2002 zu rechnen, und 
inwiefern sind ggf. durchzuführende Einspa- 
rungen mit dem ursprünglichen Ziel der 
Bundesregierung, die Jugendarbeitslosigkeit 
zu halbieren, vereinbar, zumal Untersuchun- 
gen des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (Berufsbildungsbericht: ftp:// 
ftp.bmbf.de/bbb2002.pdf) neben den so ge- 
nannten Altfällen eine steigende Zahl der Ju- 
gendlichen ohne Ausbildung konstatieren? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 11. April 2003 

Angesichts der auch in diesem Jahr zu erwartenden schwierigen Aus- 
bildungssituation werden Bundesregierung und Vorstand der Bundes- 
anstalt für Arbeit sicherstellen, dass berufsvorbereitende Bildungs- 
maßnahmen (und Pflichtleistungen für Behinderte) auf Vorjahresni- 
veau gefördert werden können. Unverändert bleibt das Ziel, nur sol- 
che Jugendliche in einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme zu 
fördern, die nicht unmittelbar in eine Ausbildungsstelle zu vermitteln 
sind. Deshalb macht es Sinn, berufsvorbereitende Maßnahmen nicht 
bereits am 1. September beginnen zu lassen, um die Chance der Nach- 
vermittlung zu nutzen. Bei den Maßnahmen der Benachteiligtenförde- 
rang geht die Bundesregierung davon aus, dass die Arbeitsämter die 
Förderung auf dem erreichten hohen Niveau fortführen werden. 


35. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Wie wurden die so genannten Bundesdurch- 
schnitts-Kostensätze für Weiterbildungsmaß- 
nahmen, die im Regelfall nicht überschritten 
werden dürfen, seitens der BA ermittelt, und 
ist der Bundesregierung bekannt, dass auf- 
grund der Zusammenlegung wesensverwand- 
ter Berufe (Clusters, z. B. im Bereich der Ge- 
sundheitsfachberufe) und regional unterschied- 
licher Finanzierungsgrundlagen die Durch- 
schnittskostensätze in vielen Arbeitsamtsbezir- 
ken den Erfordernissen nicht entsprechen kön- 
nen? 
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Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 11. April 2003 

Die bundesweiten Durchschnittskostensätze wurden, einen Vorschlag 
der Kommission Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt aufgrei- 
fend, durch die Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit zum 1. Ja- 
nuar 2003 eingeführt. Sie sind jedoch nicht als Obergrenze anzusehen. 
Grundlagen für die Berechnung durch die Hauptstelle der Bundes- 
anstalt für Arbeit sind die Durchschnittskostensätze der Landes- 
arbeitsämter bezogen auf die im Zeitraum vom 1 . März 200 1 bis zum 
28. Februar 2002 begonnenen und für die Weiterbildungsförderung 
anerkannten Maßnahmen sowie die auf den jeweiligen Durchschnitts- 
kostensatz bezogenen anteiligen Neueintritte in berufliche Weiterbil- 
dung im Bezirk des jeweiligen Landesarbeitsamtes. Die in den Bezir- 
ken der Landesarbeitsämter unterschiedlichen Eintrittszahlen werden 
insoweit gewichtet berücksichtigt. Maßnahmen, bei denen die Lehr- 
gangskosten z. B. wegen staatlicher Trägerschaft oder öffentlicher 
Subventionierung deutlich nach unten abweichen, werden nicht einbe- 
zogen. 

Die bundesweiten Durchschnittskostensätze verfolgen das Ziel, die 
Landesarbeitsämter in die Entscheidung über die Zulassung besonders 
kostenintensiver Maßnahmen, die nach wie vor auch bei Überschrei- 
ten der Durchschnittskostensätze möglich sind, einzubinden. Dabei 
nimmt die Bundesanstalt für Arbeit in Kauf, dass bei der Zusammen- 
fassung von verwandten Maßnahmen zu einer Berufsordnung Un- 
schärfen entstehen. Bei bestimmten Bildungszielen wird es regelmäßig 
erforderlich, die Zustimmung des Landesarbeitsamtes einzuholen. 
Dies gewährleistet, dass länderspezifische Besonderheiten berücksich- 
tigt werden können. 


36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, dass in eini- 

Siegfried gen Arbeitsämtern keine Bildungsgutscheine 

Scheffler für die Umschulung zur Altenpflege ausgege- 

(SPD) ben werden, obwohl besonders in den neuen 

Bundesländern Arbeitsplätze vorhanden sind 
und die bisherige Vermittlungsquote bei über 
85 % liegt, und sind der Bundesregierung Erhe- 
bungen bekannt, wie lang die durchschnittliche 
Beschäftigungszeit von Altenpflegern nach der 
beruflichen Erstausbildung einerseits und nach 
abgeschlossener Umschulung andererseits ist? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 11. April 2003 

Über die Förderung beruflicher Weiterbildung im Einzelfall und die 
Ausgabe von Bildungsgutscheinen entscheiden kraft Gesetzes die Ar- 
beitsämter eigenverantwortlich. Der Bundesregierung ist im Einzelnen 
nicht bekannt, für welche Bildungsziele örtlich Bildungsgutscheine 
ausgegeben worden sind. Wesentliche Förderungsvoraussetzungen 
sind, dass die berufliche Weiterbildung individuell notwendig und die 
Bildungsmaßnahme insgesamt arbeitsmarktpolitisch zweckmäßig ist. 
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Auch bei vorhandenen Beschäftigungsmöglichkeiten in den neuen 
Bundesländern liegen die Voraussetzungen für die Förderung einer 
Weiterbildung z. B. dann nicht vor, wenn die Weiterbildung zur beruf- 
lichen Eingliederung nicht notwendig ist. Die Bundesregierung geht 
davon aus, dass die Weiterbildung in der Altenpflege wie bisher beson- 
dere Bedeutung haben wird. 

Zu der durchschnittlichen Beschäftigungszeit von Altenpflegerinnen 
und Altenpflegern nach der beruflichen Erstausbildung einerseits und 
nach abgeschlossener Umschulung andererseits liegen keine aktuellen 
validen Daten vor. Im Sommer 2003 werden die ersten Ergebnisse der 
von der EU finanzierten NEXT-Studie (nurses early exit study) erwar- 
tet, in deren Rahmen in Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Großbritannien, Italien, den Niederlanden und Schweden sowie in Po- 
len und der Slowakei 60 000 Pflegekräfte in Krankenhäusern, Pflege- 
heimen und ambulanten Pflegediensten u. a. nach den Gründen für 
einen vorzeitigen Ausstieg aus dem Beruf befragt werden sollen. An 
der NEXT-Forschungsgruppe sind auf deutscher Seite der Fachbe- 
reich Arbeitssicherheit und Ergonomie der Universität Wuppertal, 
das Institut für Pflegewissenschaft der Universität Witten/Herdecke 
sowie die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin betei- 
ligt. 


37. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass Inhaber 
von Bildungsgutscheinen diese Gutscheine 
zum großen Teil nicht einlösen bzw. dass kein 
geeignetes Instrumentarium besteht, um Maß- 
nahmen mit einer ausreichenden Zahl von Teil- 
nehmern zu installieren, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um sicher- 
zustellen, dass die in der Bildungsplanung der 
Arbeitsämter aufgenommenen Maßnahmen 
auch tatsächlich und im vollen Umfang durch- 
geführt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 11. April 2003 

Die Einlösung der Gutscheine betrifft wegen einer Übergangspraxis 
der Bundesanstalt für Arbeit in erster Linie Weiterbildungsmaßnah- 
men, die ab März 2003 beginnen. Der Rücklauf kann daher nach Ein- 
schätzung der Bundesanstalt für Arbeit erst gering sein. 

Die zum 1. Januar 2003 neu eingeführte Gutscheinregelung hat zum 
Ziel, die Wahlrechte der Arbeitnehmer und den Wettbewerb unter 
den Bildungsträgern zu stärken (Bundestagsdrucksache 15/25, S. 29 
zu § 77). Die Innenrevision der Bundesanstalt für Arbeit und der Bun- 
desrechnungshof hatten die frühere Praxis der Zusammenarbeit zwi- 
schen Arbeitsämtern und Bildungsträgern wörtlich als „wenig transpa- 
rent“ bezeichnet und darauf hingewiesen, dass der freie Marktzutritt 
insbesondere neuer Bildungsträger nicht immer gewährleistet sei. Seit 
Bildungsgutscheine ausgegeben werden, ist die Teilnehmergewinnung 
alleinige Aufgabe der Bildungsträger selbst. Über die tatsächliche 
Durchführung oder Absage einer Weiterbildungsmaßnahme entschei- 
det der Bildungsträger. Nach der neuen Förderkonzeption ist auch die 
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Koordination eines realisierbaren Weiterbildungsangebots der Träger 
durch die Arbeitsämter nicht mehr zulässig. Zutreffend ist allerdings, 
dass Weiterbildungsinteressenten zur Ausübung ihrer verbesserten 
Wahlrechte einen Marktüberblick benötigen. Von der Bundesanstalt 
für Arbeit ist daher geplant, eine bundesweite Weiterbildungsdaten- 
bank mit umfassenden, für die jeweilige Nutzergruppe notwendigen 
Informationen und umfangreichen Suchmechanismen aufzubauen. 


38. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung die Rechts- 
verordnung nach den §§ 84, 85 Drittes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB III) für Träger und 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
vorlegen, und hat sich die Bundesregierung 
schon auf eine fachkundige Stelle verständigt, 
die Weiterbildungsmaßnahmen sowie deren 
Trägern gemäß den §§ 84, 85 SGB III die vor- 
geschriebene Zulassung erteilt? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 14. April 2003 

Zum Verfahren und Zeitpunkt der Vorlage einer vom Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem BMBF zu 
erlassenden Rechtsverordnung nach § 87 SGB III wird auf die Ant- 
wort zur Frage 38 in Bundestagsdrucksache 15/391 verwiesen. Der 
Willensbildungsprozess über Inhalte der Rechtsverordnung und der 
vereinbarte intensive Dialog mit den Beteiligten ist noch nicht abge- 
schlossen. 


39. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Welche Erhebungen liegen der Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der FDP auf Bundestagsdrucksache 
15/727 „Struktur von Weiterbildungsträgern 
und Effizienz von Maßnahmen in der beitrags- 
finanzierten Weiterbildung“, Frage 8, zugrun- 
de, und wie beurteilt die Bundesregierung die 
aktuellen Arbeitsmarktzahlen hinsichtlich der 
Eintritte, Zugänge und Bewilligung sowie der 
Teilnehmerbestand bei der Beruflichen Weiter- 
bildung? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 17. April 2003 

Der Antwort der Bundesregierung liegen hinsichtlich der Eintritts- 
und Bestandszahlen statistische Erhebungen der Bundesanstalt für Ar- 
beit zugrunde. Die Aussagen in Bezug auf den Finanzaufwand benä- 
hen für das Jahr 2002 auf den Abrechnungsergebnissen der Bundesan- 
stalt für Arbeit sowie hinsichtlich des Ausgabensolls für 2003 auf den 
Meldungen der örtlichen Arbeitsämter über die Aufteilung der Mittel 
des Eingliederungstitels an die Hauptstelle der Bundesanstalt für Ar- 
beit. 
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Bei der beruflichen Weiterbildungsförderung ist im Vergleich zum 
Vorjahr ein Rückgang bei den Eintritts- und Bestandszahlen festzustel- 
len. In den ersten drei Monaten dieses Jahres haben gleichwohl mehr 
Arbeitnehmer eine Maßnahme der aktiven Arbeitsförderung begon- 
nen als im Vorjahreszeitraum. Die Bundesanstalt für Arbeit verfolgt 
das Ziel, möglichst vielen Arbeitslosen die Teilnahme an entsprechen- 
den Maßnahmen zu ermöglichen, um ihre Integrationschancen zu ver- 
bessern. Die Rückgänge bei der Weiterbildungsförderung sind auch 
auf die Neuausrichtung der aktiven Arbeitsmarktpolitik zurückzufüh- 
ren. Im Mittelpunkt der Förderung stehen qualitativ hochwertige 
Maßnahmen und Instrumente, die für einen hohen Prozentsatz der 
Teilnehmer die rasche Integration in ungeförderte Beschäftigung er- 
möglichen. Eingliederungs- und Existenzgründungszuschüsse gewin- 
nen an Gewicht. Im Interesse von mehr Effizienz und Effektivität in 
der Arbeitsmarktpolitik ist dieser Umsteuerungsprozess unverzicht- 
bar. 


40. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Mit welchen finanziellen Kosten für den deut- 
schen Steuerzahler rechnet die Bundesregie- 
rung bei einer deutschen Beteiligung an einem 
nuklearen Abrüstungsprogramm in Russland 
(FOCUS 14/2003, Seite 11), insbesondere in 
welchem Umfang ist dabei von Seiten der Bun- 
desregierung gewährleistet, dass deutsche Fir- 
men - der finanziellen Beteiligung Deutsch- 
lands angemessen - entsprechende Aufträge 
von russischer Seite erhalten werden? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 17. April 2003 

Im Rahmen der G8-lnitiative „Globale Partnerschaft gegen die Ver- 
breitung von Massenvernichtungswaffen und -materialien“ die auf 
dem Gipfel in Kananaskis im Juni 2002 beschlossen wurde, hat die 
Bundesregierung über 10 Jahre eine deutsche Beteiligung bis zu einem 
Betrag von 1,5 Mrd. Euro zugesagt. Davon sind für Nuklearprojekte 
beim Auswärtigen Amt Maßnahmen des physischen Schutzes ca. 
170 Mio. Euro und beim Bundesministerium für Wirtschaft und Ar- 
beit für Hilfe bei der Entsorgung von Atom-Unterseebooten ca. 
300 Mio. Euro für die nächsten Jahre vorgesehen. Deutsche Firmen 
sollen im erheblichen Umfang mit Lieferungen und Leistungen betei- 
ligt werden. Die Beteiligung deutscher Firmen im Einzelnen hängt 
von den noch mit der russischen Seite zu vereinbarenden Projekten 
ab. 


41. Abgeordneter 
Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, 
ob gesperrte libysche Konten in Deutschland 
und anderen europäischen Staaten in den ver- 
gangenen 5 Jahren freigegeben wurden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 11. April 2003 

Gemäß § 69n Abs. 4 der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) gelten 
die in § 69n der AWV angeordneten Finanzsanktionen ab dem 
6. April 1999 nicht mehr, soweit der Sicherheitsrat der Vereinten Na- 
tionen aufgrund der Nummer 8 der Resolution Nr. 1192 (1998) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 27. August 1998 in Ver- 
bindung mit Nummer 16 der Resolution Nr. 883 (1993) des Sicher- 
heitsrates der Vereinten Nationen vom 8. November 1993 ihre Ausset- 
zung erklärt hat. 

Das in § 69n AWV normierte Verfügungsverbot über libysche Kon- 
ten, Depots und Vermögenswerte Ansprüche bei gebietsansässigen 
Kreditinstituten gilt daher seit dem 6. April 1999 insoweit nicht mehr, 
als die dieser Regelung zugrunde liegenden Sanktionen vom Sicher- 
heitsrat der Vereinten Nationen ausgesetzt worden sind. 

Nationale Sanktionsmaßnahmen orientieren sich grundsätzlich an den 
Embargo- und Sanktionsbeschlüssen des Sicherheitsrates der Verein- 
ten Nationen. Nachdem der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
seine o. a. Maßnahmen suspendiert hatte, bestand für die Mitgliedstaa- 
ten insoweit keine Verpflichtung mehr, Sanktionen gegenüber Libyen 
beizubehalten. 


42. Abgeordneter Falls ja, ab welchem Zeitpunkt wurden die ent- 

Max sprechenden Konten freigegeben? 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 11. April 2003 

Die Aussetzung des in § 69n AWV normierten Verfügungsverbots 
über libysche Konten, Depots und Vermögenswerte Ansprüche bei ge- 
bietsansässigen Kreditinstituten nach Maßgabe der Aussetzung der 
dieser Regelung zugrunde liegenden Sanktionen des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen erfolgte am 6. April 1999. 


43. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Trifft es zu, dass, wie am 3. April 2003 in der 
Tageszeitung „DIE WELT“ berichtet wird, 
der Bund und das Land Brandenburg eine 
Bürgschaft für die Finanzierung der Chip-Fa- 
brik in Frankfurt/Oder in Aussicht gestellt ha- 
ben? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 15. April 2003 

Das Unternehmen Communicant Semiconductor Technologies, 
Frankfurt/Oder, hat im Herbst 2001 die Gewährung einer parallelen 
Bundes-/Landesbürgschaft beantragt. Hierzu haben Bund und Land 
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Brandenburg bereits im Juli 2002 Bürgschaften im Rahmen des übli- 
chen Verfahrens in Aussicht gestellt. Derzeit werden von Unterneh- 
men und Banken noch offene Fragen zu den bürgschaftsmäßigen Vo- 
raussetzungen bearbeitet. 


44. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Wenn ja, wie hoch ist die Bürgschaft insge- 
samt? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 15. April 2003 

Der Antrag des Unternehmens vom Herbst 200 1 stellt auf eine Bürg- 
schaft in Höhe von 500 Mio. US-$ für einen Bankkredit in Höhe von 
650 Mio. US-$ ab. Die konkrete Höhe des zu verbürgenden Kredits/ 
der Bürgschaft ist Gegenstand der laufenden Überarbeitung der Ge- 
samtfinanzierung durch Unternehmen und Banken. 


45. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Wie viel Prozent der Bürgschaft wird der Bund 
und wie viel das Land Brandenburg überneh- 
men? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 15. April 2003 

Üblicherweise übernimmt bei parallelen Bundes-/Landesbürgschaften 
der Bund 60 % und das Land 40 % des Bürgschaftsobligos. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


46. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Welche Kriterien sind ausschlaggebend dafür, 
ob bei dem auf dem Hof eines Landwirtes er- 
zeugten Saatgut geschützter Sorten eine Selbst- 
aufbereitung oder eine Fremdaufbereitung 
vorliegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 17. April 2003 

Ausschlaggebendes Kriterium für eine Selbstaufbereitung ist, dass ein 
Landwirt das im eigenen Betrieb erzeugte Saatgut selbst, ggf. unter 
Nutzung geliehener oder gemieteter Aufbereitungstechnik aufbereitet. 
Im Gegensatz dazu liegt eine Fremdaufbereitung dann vor, wenn ein 
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Landwirt das in Rede stehende Saatgut durch einen Dienstleister in 
seinem eigenen Betrieb oder außerhalb seines Betriebes aufbereiten 
lässt. Es genügt, wenn der Dienstleister seine Arbeitskraft zur Verfü- 
gung stellt. 


47. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Bezieht sich die nach europäischem Recht zu- 
lässige Übergabe von zur Aussaat vorbereite- 
tem Nachbausaatgut an „Erbringer vorberei- 
tender Dienstleistungen“ nur auf die Vorberei- 
tung des Saatgutes zur Aussaat, oder wird da- 
von auch der Verleih der Technik beziehungs- 
weise die Beratung erfasst? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 17. April 2003 

Nach dem gemeinschaftlichen Sortenschutzrecht muss der Aufbereiter 
dem Inhaber des Sortenschutzes auf Antrag relevante Informationen 
übermitteln. Die im gemeinschaftlichen Sortenschutzrecht enthaltene 
Regelung bezieht sich auf die Aufbereitung des Saatgutes durch den 
Aufbereiter zum Zwecke des Anbaus. Sofern im Rahmen dieser Auf- 
bereitung Technik verliehen wird bzw. Beratung stattfindet, sind diese 
Handlungen mit erfasst. 


48. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 
wärtige Rechtsprechung zur Selbstaufberei- 
tung des wirtschaftseigenen Saatgutes von 
Landwirten unter den Gesichtspunkten des 
technischen Fortschritts und der Aufbereitung 
mit Maschinen von Verleihfirmen, und wel- 
cher Stellenwert wird in diesem Zusammen- 
hang der fachlichen Beratung in der Landwirt- 
schaft und der unternehmerischen Freiheit des 
Landwirtes eingeräumt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 17. April 2003 

Die Bundesregierung begrüßt die gegenwärtige Rechtsprechung zur 
Selbstaufbereitung des wirtschaftseigenen Saatgutes, da sie zur Wah- 
rung des Sortenschutzrechts beiträgt. Die Rechtsprechung schließt 
eine Saatgutselbstaufbereitung nicht aus. Sie stellt grundsätzlich klar, 
dass durch Landwirte beauftragte Aufbereiter im Rahmen des Sorten- 
schutzrechts zur Erteilung von Auskünften über den Umfang des 
Nachbaus an Sortenschutzinhaber verpflichtet sind. Ein Zusammen- 
hang mit Fragen des technischen Fortschritts, der fachlichen Beratung 
von Landwirten und der unternehmerischen Freiheit des Landwirtes 
wird insofern nicht gesehen, da regelmäßig davon auszugehen ist, dass 
die Betroffenen bei Ausübung ihrer jeweiligen Tätigkeiten die gelten- 
den sortenschutzrechtlichen Vorschriften beachten. 
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49. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung für Firmen, die 
zum Nachbau vorgesehenes Saatgut im Lohn- 
verfahren aufbereiten, eine Auskunftspflicht 
gegenüber der Saatguttreuhandverwaltungs 
GmbH, und wenn ja, auf welche Rechtsgrund- 
lage stützt sich diese Pflicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 17. April 2003 

Firmen, die zum Nachbau vorgesehenes Saatgut im Lohnverfahren 
aufbereiten, sind gegenüber dem Sortenschutzinhaber oder dessen 
Vertreter zur Auskunft verpflichtet. Die Rechtsgrundlage hängt davon 
ab, ob es sich um eine Sorte handelt, die nach dem Sortenschutzgesetz 
oder nach der Verordnung über den gemeinschaftlichen Sortenschutz 
geschützt ist. Handelt es sich um einen Sortenschutz nach dem Sorten- 
schutzgesetz, dann ist § 10a Abs. 6 einschlägig. Bei einer nach dem ge- 
meinschaftlichen Sortenschutzrecht geschützten Sorte gilt die Rege- 
lung im letzten Anstrich von Artikel 14 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2100/94 über den gemeinschaftlichen Sortenschutz. 


50. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Wie viele Futtermittel- und Milchaustauscher- 
proben wurden in den vergangenen drei Jah- 
ren gezogen, und wie groß war pro Jahr der 
Anteil an Futtermitteln und Müchaustau- 
schern, in denen Tiermehl oder Fischmehl ge- 
funden wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 17. April 2003 

In der für die Beantwortung der Frage zur Verfügung stehenden Zeit 
konnte keine gesonderte Umfrage bei den Bundesländern durchge- 
führt werden, so dass auf die Ergebnisse der Jahresstatistik für die 
amtliche Futtermittelüberwachung der Jahre 2000 bis 2002 zurückge- 
griffen wurde. 

Milchaustauscher gehören futtermittelrechtlich zu den Mischfuttermit- 
teln und werden deshalb in der Statistik nicht als gesonderte Position 
ausgewiesen. Auch eine Differenzierung zwischen verbotenem Tier- 
mehl, tierischen Fetten und Fischmehl wird in der Statistik nicht vor- 
genommen. 

Die Anzahl der Probenahmen und die Untersuchungsergebnisse für 
die Jahre 2000 bis 2002 sind in der Tabelle zusammengestellt. Daraus 
ist erkennbar, dass die Beanstandungen deutlich rückläufig sind, so 
dass eine Reduzierung der Stichprobenzahl unter Risikoaspekten ver- 
tretbar erscheint. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-37- 


Drucksache 15/877 


Anzahl der in den Jahren 2000 bis 2002 amtlich entnommenen 
Futtermittelproben und Untersuchungsergebnisse auf Substanzen nach 
dem Verfütterungsverbotsgesetz 


Jahr 

Anzahl der 
untersuchten 
Proben auf 
gemäß 
VerfVerbG 
verbotene 
Substanzen 

beanstandet 

(n) 

beanstandet 

(%) 

2000 

2 947 

337 

11,4 

2001 

25 828 

1064 

4,1 

2002 

12090 

42 

0,35 


51. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Röttgen 

(CDU/CSU) 


Wie ist es aus Sicht der Bundesregierung zu er- 
klären, dass das Bundesministerium für Ver- 
braucherschutz, Ernährung und Landwirt- 
schaft (BMVEL) die Bitte einer interessierten 
Besuchergruppe, den ersten Dienstsitz des 
BMVEL in Bonn besuchen zu können, mit der 
Begründung abgelehnt hat, seit dem 1. Januar 
2003 fände die Besuchergruppenbetreuung des 
BMVEL ausschließlich in Berlin statt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 16. April 2003 

Das zu Beginn des Jahres angedachte Verfahren, die Besuchergrup- 
penbetreuung komplett nach Berlin zu verlagern, wurde zwischenzeit- 
lich geändert. Interessierte Besuchergruppen können im Rahmen der 
verfügbaren Kapazitäten auch in Bonn zu Informationsgesprächen 
empfangen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


52. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund der Fragen 24 und 25 dieser 
Drucksache, zur früheren Praxis zurückzukeh- 
ren, Wehrpflichtige bei der Bundeswehr auch 
den Personenbeförderungsschein erwerben zu 
lassen, durch den der Großteil der heutigen 
Omnibusfahrer ihren heutigen Beruf über- 
haupt erst ausüben können? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 11. April 2003 

Es war niemals allgemeine Praxis in der Bundeswehr, Wehrpflichtige 
zu Kraftfahrern für Kraftomnibusse auszubilden. Wegen der zu Be- 
ginn der Ausbildung zum Erwerb einer Fahrerlaubnis geforderten 
Restdienstzeit war eine solche Ausbildung nur in Einzelfällen möglich. 
Bei den heutigen Omnibusfahrern, die nach Ihrer Darstellung ihren 
Busführerschein bei der Bundeswehr erworben haben, kann es sich da- 
her bis auf ganz wenige Ausnahmen nur um ehemalige Zeitsoldaten 
handeln. 

Inzwischen wurde die erforderliche Restdienstzeit bei Beginn der Aus- 
bildung zum Erwerb einer Fahrerlaubnis auf vier Monate reduziert. 
Diese Restdienstzeit steht bei einem Wehrpflichtigen W9 regelmäßig 
nicht mehr zur Verfügung, weil er in der Bundeswehr zuvor die Fahr- 
erlaubnisklasse C (für schwere Lkw) erwerben muss. Selbst wenn bei 
optimaler Abfolge der Lehrgänge die Ausbildung eines Wehrpflichti- 
gen W9 zum Busfahrer theoretisch möglich ist, stünde der Wehrpflich- 
tige nach Abschluss der Ausbildung weniger als drei Monate als Bus- 
fahrer zur Verfügung. Diese kurze Zeit für die Nutzung innerhalb der 
Bundeswehr wäre auch aus wirtschaftlichen Gründen nicht zu vertre- 
ten. 


53. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Wie viele Flüge werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung durchschnittlich pro Tag 
(bitte spezifizieren nach Versorgungsflugzeu- 
gen und Kampfflugzeugen) vom „Rückgrat 
der Logistik der amerikanischen Streitkräfte“ 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4. März 
2003), dem US-Luftwaffenstütztpunkt Ram- 
stein, sowie vom US-Flugplatz Spangdahlem 
von der US-Luftwaffe seit dem 5. August 2002 
durchgeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 11. April 2003 

Von deutschen militärischen Stellen werden keine Erhebungen über 
den täglichen US-Flugverkehr von den US-Luftwaffenstützpunkten 
Ramstein und Spangdahlem durchgeführt. Aus diesem Grund liegen 
dem Bundesministerium der Verteidigung keine entsprechenden In- 
formationen vor. 


54. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Welche konkreten Bündnisverpflichtungen 
(bitte Gesetz oder Vertrag mit präziser Angabe 
der betreffenden Paragrafen/Punkte) hindern 
die Bundesregierung daran - so wie z. B. 1973 
im Falle des israelisch-arabischen Konflikts 
oder 1986 bei der Bombardierung libyscher 
Anlagen - das souveräne Recht zum Verbot ei- 
ner Nutzung von US-Einrichtungen auf deut- 
schem Boden für amerikanische Kriegsvorbe- 
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reitungen/Kriegshandlungen gegen den Irak 
wahrzunehmen, und wie lässt es sich mit dem 
Zwei-Plus-Vier-Vertrag, nach dem von deut- 
schem Boden nur Frieden ausgehen soll, und 
dem Verbot der Vorbereitung eines bzw. der 
Beteiligung an einem Angriffskrieg nach den 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts, der 
Charta der Vereinten Nationen (VN) und nach 
Artikel 26 Grundgesetz (vgl. Randelzhofer, in: 
Simma (Hrsg.), Charta der Vereinten Natio- 
nen, Artikel 51 Rn. 28) vereinbaren, dass statt 
dessen ohne Bedingungen die „Bewegungsfrei- 
heit unserer Freunde“ (Bundeskanzler Ger- 
hard Schröder beim NATO-Gipfel in Prag am 
22. November 2002) zugesagt wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 11. April 2003 

Der Bundeskanzler hat bereits am 27. November 2002 den Bündnis- 
partnern gegenüber diejenigen Maßnahmen konkretisiert, zu denen 
die Bundesregierung im Einklang mit der Prager Gipfelerklärung der 
Staats- und Regierungschefs der NATO-Mitgliedstaaten zum Irak 
vom 21. November 2002 bereit ist. Diese Bereitschaft ist im Deut- 
schen Bundestag am 19. März 2003 nochmals bekräftigt worden. 

Das Recht zur Stationierung amerikanischer, britischer, französischer 
und weiterer alliierter Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland 
ergibt sich aus dem Vertrag über den Aufenthalt ausländischer Streit- 
kräfte in der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Oktober 1954 
(Aufenthaltsvertrag - BGBl. 1955 II S. 253). Deutschland hat diesen 
Staaten seine völkerrechtliche Zustimmung zu den Stationierungen in 
dieser Vereinbarung erteilt. Der Aufenthaltsvertrag ist am 25. Septem- 
ber 1990 im Zuge der Herstellung der deutschen Einheit ausdrücklich 
durch einen Notenwechsel mit den ständigen Stationierungsstaaten 
bestätigt worden (BGBl. 1990 II S. 1390). 

Die Rechtsstellung der Stationierungsstreitkräfte in Deutschland ist 
geregelt im Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikver- 
trags über die Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-Truppenstatut) 
vom 19. Juni 1951 (BGBl. 1961 II S. 1190) und in dem Zusatzabkom- 
men zu dem Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikver- 
trags über die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich der in der 
Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländischen Truppen 
(Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut) i. d. F. vom 18. März 
1993 (BGBl. 1994 II S. 2594). 


55. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die nach wie vor 
existierenden Unterschiede hinsichtlich der 
Hinzuverdienstgrenzen von pensionierten 
Bundeswehrangehörigen in den alten und den 
neuen Ländern für gerechtfertigt, und wann 
beabsichtigt die Bundesregierung den Aus- 
gleich der Unterschiede? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 24. April 2003 

Regelungen über Hinzuverdienstgrenzen enthalten die Vorschriften 
der §§ 26a und 53 des Soldatenversorgungsgesetzes (SVG). Beide Vor- 
schriften regeln unterschiedliche Sachverhalte und gelten für alle Be- 
rufssoldaten (Ost und West) gleichermaßen. Der von betroffenen Ver- 
sorgungsempfängern wiederholt erweckte Eindruck, für die aus der 
ehemaligen NVA übernommenen Berufssoldaten würde ausschließ- 
lich die Hinzuverdienstgrenze des § 26a SVG (325 Euro) gelten, wäh- 
rend Berufssoldaten aus dem bisherigen Bundesgebiet von der deut- 
lich günstigeren Hinzuverdienstgrenze des § 53 SVG (120 v. H. bzw. 
100 v. H. der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge) profitierten, ist daher 
unzutreffend; eine Ungleichbehandlung liegt nicht vor. 

Nach § 26a SVG wird der unter 70 v. H. (künftig 66,97 v. H.) liegende 
Ruhegehaltssatz eines Berufssoldaten vorübergehend, und zwar bis 
zum Beginn des Rentenanspruchs, längstens bis zur Vollendung des 
65. Lebensjahres erhöht, wenn der Soldat nach dem 17. Lebensjahr 
rentenrechtliche Pflichtversicherungszeiten zurückgelegt und bis zum 
Beginn des Ruhestandes die Wartezeit von 60 Kalendermonaten für 
eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt hat. Die Erhö- 
hung pro Jahr Pflichtversicherungszeit beträgt 1 v. H. (künftig 
0,95667 v. H.) bis zum Höchstsatz von 70 v. H. (künftig 66,97 v. H.) 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Ziel dieser Maßnahme ist, die 
„Versorgungslücke“ der Soldaten zu überbrücken, die dadurch ent- 
steht, dass Soldaten aufgrund der für sie geltenden Altersgrenzen re- 
gelmäßig früher als Beamte oder Arbeitnehmer aus dem Dienst aus- 
scheiden, der zusätzliche, neben dem Ruhegehaltsanspruch bestehen- 
de Rentenanspruch aber erst später beginnt (regelmäßig mit Vollen- 
dung des 65. Lebensjahres). Da als Folge einer entsprechenden im 
Einigungsvertrag getroffenen Systementscheidung für NVA-Dienstzei- 
ten Versorgungsleistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
gewährt werden, wird die Regelung des § 26a SVG insbesondere von 
Berufssoldaten aus den neuen Ländern in Anspruch genommen. 

Es handelt sich dabei aber nicht um eine Sonderregelung, die nur für 
ehemalige NVA-Angehörige gilt. Vielmehr gab es diese Regelung in 
den alten Bundesländern bereits vor der Herstellung der Einheit 
Deutschlands. Sie umfasst - wie schon dargestellt - alle rentenrechtli- 
chen Pflichtversicherungszeiten nach Vollendung des 17. Lebensjah- 
res und nicht lediglich NVA-Dienstzeiten. 

Der Gesetzgeber hielt es allerdings dann nicht für erforderlich, für die 
noch nicht zustehende Rente einen Ausgleich durch Erhöhung des 
Ruhegehaltssatzes zu schaffen, wenn der Versorgungsempfänger auf 
Grund seiner durch die Ruhestandsversetzung frei gewordenen Ar- 
beitskraft diese „Versorgungslücke“ durch Einkünfte in bestimmter 
Höhe aus einer Erwerbstätigkeit ausfüllt. Diese „Hinzuverdienstgren- 
ze“ wurde einheitlich in Ost und West auf 325 Euro monatlich festge- 
legt. Entsprechendes gilt zum Beispiel auch im Rentenrecht beim An- 
spruch auf ungekürzte vorzeitige Renten wegen voller Erwerbsminde- 
rung oder beim Anspruch auf eine Altersrente als Vollrente vor Voll- 
endung des 65. Lebensjahres. 
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Den Soldaten im Ruhestand sind in versorgungsrechtlicher Hinsicht 
keine direkten Beschränkungen im Hinblick auf eine Erwerbstätigkeit 
auferlegt. Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit würde es gerade in 
den neuen Ländern aber auf Unverständnis stoßen, wenn bei einem 
solchen Erwerbseinkommen eine weitere Aufbesserung des Ruhege- 
halts nach § 26a SVG ermöglicht würde. Eine von den Betroffenen 
vielfach geforderte Streichung der Einkommensbegrenzung für den 
Anspruch auf die vorübergehende Ruhegehaltssatzerhöhung kann 
deshalb nicht befürwortet werden. Sie ließe sich auch allein schon 
wegen der entsprechenden Regelungen im Rentenrecht nicht durch- 
setzen. 

Im Übrigen gelten für alle Soldaten im Ruhestand in den neuen wie 
den alten Bundesländern gleichermaßen die Höchstgrenzen des § 53 
SVG, bis zu denen das Ruhegehalt (bei Erwerbseinkommen von mehr 
als 325 Euro ohne die vorübergehende Erhöhung) neben einem Er- 
werbseinkommen ungekürzt gezahlt wird. Sie betragen für die Solda- 
ten, die wegen Überschreitens einer besonderen Altersgrenze zur Ru- 
he gesetzt werden, bei einem Erwerbseinkommen aus einer Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes oder be- 
stimmten Erwerbsersatzeinkommen bis zur Vollendung des 61. Le- 
bensjahres 120 v. H., ansonsten 100 v. H. der jeweüs ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezüge. Nach Vollendung des 65. Lebensjahres wird nur 
noch Verwendungseinkommen aus einer Beschäftigung im öffentli- 
chen Dienst angerechnet. 


56. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(FDP) 


Gibt es Erhebungen über die prozentuale Aus- 
lastung im Ausbildungsbetrieb an den Heeres- 
unteroffizierschulen der Bundeswehr in Wei- 
den, Münster und Delitzsch, und wenn ja, wie 
sehen diese für die Jahre 1999 bis 2003 im Ein- 
zelnen aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 9. April 2003 

Das Heer verfügt über drei Heeresunteroffizierschulen an den Stand- 
orten Münster, Weiden und Delitzsch. Eine Überprüfung im Rahmen 
des Ausbildungs-Controllings für den Zeitraum 1999 bis 2002 ergab 
eine tatsächliche Auslastung nach Standort und Jahr von querschnitt- 
lich 90 Prozent. Die Heeresunteroffizierschulen werden nach derzeiti- 
gem Stand vor dem Hintergrund der neuen Feldwebellaufbahnen zu 
einer Unteroffizierschule des Heeres unter Beibehaltung der drei 
Standorte zusammengefasst, um die Erziehung und Ausbildung der 
Portepeeunteroffiziere des Heeres unter einheitlicher Führung und 
mit gleicher Prägung durchzuführen. Die künftige Unteroffizierschule 
des Heeres wird für ihren neuen Auftrag so ausgeplant, dass sie wei- 
terhin unter strenger Beachtung der Wirtschaftlichkeit einen entspre- 
chend hohen Auslastungsgrad erreichen wird. 


57. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Beabsichtigt die Bundesregierung weiterhin, 
den geplanten Luft-Boden-Schießplatz in der 
Kyritz-Ruppiner Heide in Betrieb zu nehmen, 
und wenn ja, wie verträgt sich diese Entschei- 
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düng mit der Haltung des heutigen Bundesmi- 
nisters der Verteidigung, Dr. Peter Struck, der 
1992 eine Presseerklärung unterzeichnet hatte, 
in der es hieß: „Wenn die Bundeswehr diesen 
Platz tatsächlich weiternutzen wird, so wird sie 
damit . . . gegen den von ihr selbst aufgestellten 
Grundsatz verstoßen, prinzipiell keine sowjeti- 
schen Übungsflächen zur Weiternutzung über- 
nehmen zu wollen, und damit wird sie in den 
neuen Ländern den letzten Rest Glaubwürdig- 
keit in der Bevölkerung verlieren.“ (vgl. Rede 
des Abgeordneten Peter Ritter, Landtag des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern, Plenar- 
protokoll 4/13 vom 14. April 2003)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 24. April 2003 

In seinen Urteilen vom 14. Dezember 2000 hat das Bundesverwal- 
tungsgericht festgestellt, dass der Bund nach den Regelungen des Eini- 
gungsvertrages Eigentümer des Luft-Boden-Schießplatzes Wittstock 
geworden und zur militärischen Fortnutzung grundsätzlich berechtigt 
ist. Zuvor müsse er aber die betroffenen Gemeinden im Hinblick auf 
ihre verfassungsrechtlich gewährleistete Planungshoheit anhören und 
deren Belange bei der von ihm zu treffenden Verwaltungsentschei- 
dung über Art und Umfang der vorgesehenen Nutzung abwägend 
berücksichtigen. Die vom Land Brandenburg in Amtshilfe für den 
Bund durchgeführte Anhörung der betroffenen Gemeinden im nähe- 
ren Umfeld des Truppenübungsplatzes Wittstock ist inzwischen abge- 
schlossen. 

Es ist vorgesehen, in Kürze zunächst sowohl die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages, deren Wahlkreise in der Region um Witt- 
stock und im südlichen Mecklenburg-Vorpommern liegen, als auch 
den Verteidungsausschuss des Deutschen Bundestages näher über die 
Planungen zur künftigen Nutzung des Platzes zu unterrichten. 


58. Abgeordneter 

Jens 

Spahn 

(CDU/CSU) 


Ist es nach Meinung der Bundesregierung aus- 
reichend gewährleistet, dass keine Unbefugten 
Zugang zu den in Kabul stationierten deut- 
schen Truppen und deren zum Teil sensiblen 
Fluggeräten und Materialien haben, insbeson- 
dere vor dem Hintergrund, dass der Hangar 
gemeinsam mit einer afghanischen Fluggesell- 
schaft genutzt wird, und wenn ja, mit welchen 
Maßnahmen geschieht dies? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 10. April 2003 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat bereits umfassende 
Maßnahmen ergriffen, um einen der Lage angemessenen Schutz unse- 
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rer Soldatinnen und Soldaten und des in Kabul stationierten Materials 
sicherzustellen. 

Dazu gehört im Bereich des Kabul International Airport (KIA) unter 
anderem die Verbesserung der baulichen Absicherung mit Hilfe von 
Drahtsperren, zusätzlichen Überwachungskameras und der Einsatz 
von Nachtsichtgeräten. Die Stärke des Wachpersonals wurde erhöht 
und die Streifentätigkeit intensiviert. Darüber hinaus kann im Bedarfs- 
fall auf weitere Eingreifkräfte sowie auf Wac hh unde zurückgegriffen 
werden. 

Die in Kraft gesetzten Absicherungskonzepte werden vor Ort laufend 
neu bewertet und angepasst. Maßnahmen zum Schutz der Soldatinnen 
und Soldaten werden infrastrukturell und ablauforganisatorisch regel- 
mäßig überprüft, multinational koordiniert und ständig verbessert. 


59. Abgeordneter 

Jens 

Spahn 

(CDU/CSU) 


Ist mit Hinblick auf die Antwort des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung, Walter Kolbow, vom 
10. April 2003, auf meine Frage 58 in dieser 
Drucksache 15/877 sichergestellt, dass vor 
dem Hintergrund der gemeinsamen Nutzung 
des Flugplatzes Kabul durch die Bundeswehr 
und eine afghanische Fluggesellschaft Unbe- 
fugte keinen Zugang zu den in Kabul statio- 
nierten deutschen Truppen und deren Flug- 
gerät haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 24. April 2003 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat, wie bereits mit Schrei- 
ben vom 10. April 2003 dargelegt, umfassende Maßnahmen ergriffen, 
um einen der Lage angemessenen Schutz unserer Soldatinnen und Sol- 
daten und des in Kabul stationierten Fluggeräts sicherzustellen. 

Die vor Ort ergriffenen Maßnahmen umfassen die bauliche Absiche- 
rung des Wartungsbereiches und der Abstellflächen der Hubschrauber 
sowie ergänzende organisatorische Vorkehrungen. Die bauliche Absi- 
cherung umfasst die Verlegung von Drahtsperren, die Installation zu- 
sätzlicher Überwachungskameras sowie den Einsatz von Nachtsicht- 
geräten. Im Rahmen der organisatorischen Maßnahmen wurde die 
Stärke des Wachpersonals erhöht und die Streifentätigkeit intensiviert. 
Im Bedarfsfall kann auf weitere Eingreifkräfte sowie auf Wachhunde 
zurückgegriffen werden. 

Die aufgeführten Maßnahmen verhindern, soweit die Rahmenbedin- 
gungen vor Ort dies zulassen, den Zugang Unbefugter sowohl zu den 
auf dem Flughafen stationierten Soldatinnen und Soldaten als auch zu 
den dort stationierten deutschen Hubschraubern. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


60. Abgeordnete 

Ingrid 

Fischbach 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse 
über die Ursachen der - laut Auskunft des Sta- 
tistischen Bundesamtes - angestiegenen Zahl 
von Schwangerschaftsabbrüchen von Minder- 
jährigen in den Jahren 1997 bis 2001 vor, und 
gibt es auffallende Gemeinsamkeiten, wie z. B. 
regionale Häufung, familiärer Hintergrund, 
Schulbildung? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Ruhenstroth-Bauer 
vom 22. April 2003 

Zunächst ist festzustellen, dass sich der in den Jahren 1997 bis 2001 
beobachtete Anstieg von Schwangerschaftsabbrüchen bei Minderjäh- 
rigen im Jahr 2002 nicht fortgesetzt hat. Nach den jüngsten Daten des 
Statistischen Bundesamtes ist die Zahl der gemeldeten Schwanger- 
schaftsabbrüche in 2002 bei Minderjährigen gegenüber 2001 um rund 
2% zurückgegangen. Nach wie vor ist jedoch ein Anstieg bei den un- 
ter 15-Jährigen zu verzeichnen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
die absoluten Zahlen der Schwangerschaftsabbrüche bei Minderjähri- 
gen gegenüber den Schwangerschaftsabbrüchen bei den über 18-Jähri- 
gen niedrig sind. Die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche im Jahr 
2002 bei Minderjährigen unter 15 Jahren beträgt 761 (0,6% aller ge- 
meldeten Schwangerschaftsabbrüche) und bei den Minderjährigen im 
Alter von 15 bis 18 Jahren 6 682 (5,1 %). 

Über Hintergründe und Ursachen der Entwicklung bei Schwanger- 
schaftsabbrüchen von Minderjährigen liegen keine gesicherten Er- 
kenntnisse vor. Die Bundesregierung geht diesen Fragen derzeit in 
Kooperation mit den für die Schwangerschaftskonfliktberatung zu- 
ständigen Ländern und Beratungsträgern intensiv nach unter besonde- 
rer Berücksichtigung sozialer, kultureller und religiöser Faktoren. So 
ist geplant, neben den regelmäßig stattfindenden Sitzungen des Bund- 
Länder-Koordinierungskreises „Sexualaufklärung und Familienpla- 
nung“ eine Befragung von Beraterinnen und Beratern der Schwanger- 
schaftskonfliktberatung zu Teenagerschwangerschaften durchführen 
zu lassen. 


61. Abgeordnete Plant die Bundesregierung angesichts dieser 

Ingrid Zahlen Maßnahmen, die zum Ziel haben, diese 

Fischbach Entwicklung zu stoppen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Peter Ruhenstroth-Bauer 
vom 22. April 2003 

Um einem weiteren Anstieg von Schwangerschaftsabbrüchen bei Min- 
derjährigen entgegenzuwirken, wird das Bundesministerium für Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Jugend gemeinsam mit der Bundeszentrale 
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für gesundheitliche Aufklärung im Rahmen des gesetzlichen Auftrags 
nach § 1 Schwangerschaftskonfliktgesetz die sexualpädagogischen 
Aufklärungsmaßnahmen verstärkt mit dem Blick auf „Teenager- 
schwangerschaften“ fortführen. Ziel ist eine möglichst frühzeitige 
Sexualaufklärung, die in gemeinsamer Verantwortung insbesondere 
mit Eltern und Schulen erfolgen muss. In Kürze werden erstmals um- 
fangreiche sexualpädagogische Materialien für den Kindergarten zur 
Verfügung gestellt. Vor dem Hintergrund der immer früher einsetzen- 
den Geschlechtsreife von Jugendlichen werden Mädchen und Jungen 
bereits vor der Pubertät stärker berücksichtigt. Zudem wird ein Me- 
dienpaket für Mädchen und Jungen im Grundschulalter erscheinen. 

Weiterhin gilt es, den bisher erreichten hohen Standard der Aufklä- 
rung bei der Mehrheit der Jugendlichen fortzuführen. 


62. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass in dem 
mit Mitteln des Bundesministeriums für Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
geförderten „Zukunftsvertrag 2002 - Der Kin- 
dergipfel“ der Naturfreundejugend Deutsch- 
lands vom 10. Mai 2002 auf Seite 3 Jungen 
sich selbst dazu verpflichten sollen, den Wehr- 
dienst zu verweigern und Mädchen sich nicht 
freiwülig für den Dienst an der Waffe melden 
sollen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 15. April 2003 

Der „Zukunftsvertrag 2002“ der Naturfreundejugend Deutschlands 
und die darin enthaltene oben angesprochene Selbstverpflichtung ist 
der Bundesregierung bekannt. 


63. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Förderung des „Zukunftsver- 
trags 2002“ durch das BMFSFJ im Einklang 
zum einen mit der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts zum Verhältnis von 
Wehrdienst gegenüber dem Zivildienst für jun- 
ge Männer und zum anderen zu der Tatsache, 
dass es die gegenwärtige Bundesregierung war, 
die den freiwilligen Dienst an der Waffe von 
jungen Frauen in der Bundeswehr eingeführt 
hat? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 15. April 2003 

Die Bundesregierung hat wiederholt verdeutlicht, dass der Wehrdienst 
primärer Pflichtdienst ist, während der Zivildienst stets als Ersatz- 
dienst für diejenigen Wehrpflichtigen bewertet wird, die aus Gewis- 
sensgründen den Dienst mit der Waffe nicht leisten können. Das wird 
unter anderem dadurch deutlich, dass zum Zivildienst nur herangezo- 
gen wird, wer als Kriegsdienstverweigerer anerkannt worden ist. Dies 
entspricht im Übrigen auch der ständigen Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts. 

Der Aufruf zur Kriegsdienstverweigerung und die Empfehlung gegen 
einen freiwilligen Wehrdienst von Frauen sind Ausdruck des Ver- 
bandsprofils der Naturfreundejugend Deutschlands und geben nicht 
die Auffassung der Bundesregierung wieder. 


64. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Maßnahmen und in welcher 
finanziellen Flöhe hat das BMFSFJ den 
„Zukunftsvertrag 2002“ gefördert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 15. April 2003 

Im Rahmen einer Projektförderung, die die Naturfreundejugend 
Deutschlands erhalten hat, sind 53 000 Euro auf das Projekt „Zu- 
kunftsvertrag 2002 - Der Kindergipfel“ entfallen. 


65. Abgeordneter 

Christian 

Schmidt 

(Fürth) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt das BMFSFJ den „Zukunfts- 
vertrag 2002“ und die Naturfreundejugend 
Deutschlands auch zukünftig zu fördern, und 
falls ja, in welcher finanziellen Höhe ist diese 
weitere Förderung geplant? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 15. April 2003 

Das Einzelprojekt „Zukunftsvertrag 2002 - Der Kindergipfel“ ist ab- 
geschlossen und wird von daher nicht weiter gefördert. 

Das BMFSFJ beabsichtigt, die Naturfreundejugend Deutschlands - 
vorbehaltlich der jährlich zur Verfügung stehenden Mittel im Kinder- 
und Jugendplan des Bundes - auch zukünftig mit einer ähnlich hohen 
Gesamtsumme zu fördern wie etwa im vergangenen Haushaltsjahr. 
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Diese Förderung betrug im Jahr 2002 rd. 190 000 Euro im nationalen 
Bereich und 53 611 Euro im Bereich des internationalen Jugendaus- 
tausches. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 


66. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesministerin für Gesundheit 
und Soziale Sicherung, Ulla Schmidt, mit der 
Aussage, es sei „weitgehend spekulativ“, ob 
Maßnahmen zur Steuerung der Finanzent- 
wicklung der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zum gewünschten Erfolg führten, im 
Nachrichtenmagazin „DER SPIEGEL“ in der 
Ausgabe vom 14. April 2003 auf Seite 60 
wahrheitsgemäß zitiert, und wenn ja, welche 
konkreten Steuerungsmaßnahmen sind damit 
gemeint? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 24. April 2003 

Die in dem genannten Artikel zitierten Sätze und Satzteile geben die 
Bemerkungen der Bundesministerin für Gesundheit und Soziale 
Sicherung, Ulla Schmidt, zu den Beweisbeschlüssen des 1 . Untersu- 
chungsausschusses verkürzt wieder und stellen sie in einen Zusam- 
menhang, der der konkreten Aussage nicht gerecht wird. 

In ihren Eingangsbemerkungen hat Bundesministerin Ulla Schmidt 
die vielfältigen Einflussfaktoren erläutert, die die Finanz- und Bei- 
tragssatzentwicklung in der gesetzlichen Krankenversicherung be- 
stimmten. Anders als in der gesetzlichen Rentenversicherung, in der 
die Beitragssätze durch Rechtsverordnung festgelegt werden, obliegt 
die Festlegung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung der Selbstverwaltung der einzelnen Krankenkasse. Die laufende 
Finanzentwicklung kann von der Bundesregierung nur sehr begrenzt 
beeinflusst werden, etwa indem Maßnahmen der Selbstverwaltungs- 
partner veranlasst werden. In diesem Zusammenhang hat Bundesmini- 
sterin Ulla Schmidt ausgeführt, es sei oft rein spekulativ, ob die getrof- 
fenen Maßnahmen in dem erwarteten Maße greifen; ein Umstand, 
der die Steuerung der laufenden Finanzentwicklung insbesondere auf 
der Ausgabenseite erschwere. Eine Erfahrung, die auch ihre Vorgän- 
gerinnen und Vorgänger im Amt hätten machen müssen. 

Die Aussage bezieht sich demnach erkennbar nicht nur auf die Umset- 
zung konkreter Maßnahmen im Jahre 2002. Sie beleuchtet vielmehr 
eine strukturelle Besonderheit der gesetzlichen Krankenversicherung, 
der bei der Würdigung der Aussagen zu den Beweisbeschlüssen des 
Untersuchungsausschusses Rechnung zu tragen ist. Für die Finanzent- 
wicklung im Jahre 2002 ist insoweit insbesondere auf die Abweichung 
von 2 Mrd. Euro zwischen tatsächlichem und von den Spitzenverbän- 
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den der gesetzlichen Krankenkassen sowie der Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigung vereinbarten Ausgabenvolumen bei Arzneimitteln hin- 
zuweisen, die die Defizitentwicklung des Jahres 2002 geprägt hat. 
Außerdem haben die erstmals seit Jahren trotz moderater Budgetab- 
schlüsse wieder überproportionalen Ausgabenzuwächse im Kranken- 
hausbereich sowie für alle Experten unvorhersehbare Rückgänge bei 
den beitragspflichtigen Einnahmen im IV. Quartal die Finanzentwick- 
lung des Jahres 2002 negativ beeinflusst. 


67. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
es nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V) seitens gesetzlicher Krankenkassen 
zulässig ist, „schwarze Listen“ mit Arztpraxen 
zu erstellen, die angeblich auffallend häufig 
krankschreiben, um diese dann an Unterneh- 
men weiterzugeben, und ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, dass diese Weitergabe 
von Daten an so genannte Dritte mit den 
sozialdatenschutzrechtlichen Normen des 
SGB V zu vereinbaren ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 11. April 2003 

Nein. Personenbezogene Daten, die die Krankenkasse zur Wahrneh- 
mung ihrer Aufgaben erhebt, unterliegen dem Sozialgeheimnis (§ 35 
SGB I). Im SGB V ist die Befugnis der Krankenkassen, diese perso- 
nenbezogenen Daten zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen, ab- 
schließend geregelt. Eine Übermittlung der Namen von Ärzten, „die 
häufig krankschreiben“ an Unternehmen ist nach dem SGB V nicht 
zulässig. Das SGB V sieht andere Maßnahmen vor, um Zweifel an der 
Arbeitsunfähigkeit zu prüfen. So kann der Arbeitgeber verlangen, 
dass die Krankenkasse eine gutachterliche Stellungnahme des Medizi- 
nischen Dienstes zur Überprüfung der Arbeitsunfähigkeit einholt 
(§ 275 Abs. la i. V. m. Abs. 1 Nr. 3b SGB V). Auch im Rahmen der 
Wirtschaftlichkeitsprüfung können Feststellungen der Arbeitsunfähig- 
keit überprüft werden, wobei ggf. Krankenkassen und Arbeitgeber 
von dem behandelnden Arzt Schadensersatz verlangen können, wenn 
die Arbeitsunfähigkeit grob fahrlässig oder vorsätzlich festgestellt wor- 
den ist, obwohl die Voraussetzungen dafür nicht Vorgelegen haben 
(s. § 106 Nr. 3a SGB V). 


68. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, welche Maßnahmen beabsichtigt 
die Bundesregierung dann einzuleiten, um sol- 
che Vorgehensweisen seitens der Krankenkas- 
sen zu unterbinden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 11. April 2003 

Die jeweils für den Versicherungsträger zuständige Aufsichtsbehörde 
hat zu prüfen, ob das Handeln eines Versicherungsträgers das Recht 
verletzt. In dem Ihrer Frage offenbar zugrunde liegenden Fall hat die 
zuständige Aufsichtsbehörde die Maßnahme der Krankenkasse ge- 
prüft und für rechtlich unzulässig erklärt. Die Krankenkasse hat der 
Aufsichtsbehörde mitgeteilt, dass sie nicht beabsichtige, Arbeitgeber 
in der gleichen Art und Weise noch einmal anzuschreiben. 


69. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(FDP) 


Welche Forschungsanstrengungen unternimmt 
die Bundesregierung im Bereich Mukoviszi- 
dose? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 15. April 2003 

Forschungsarbeiten zur Mukoviszidose können grundsätzlich im Rah- 
men der Fördermöglichkeiten der von BMBF und Ländern gemein- 
sam finanzierten „Deutschen Forschungsgemeinschaft“ finanziert 
werden. Darüber hinaus werden solche Arbeiten grundsätzlich auch 
von den Instituten der anteilig vom Bund finanzierten Wissenschafts- 
organisationen wie z. B. Max-Planck-Gesellschaft oder Helmholtzge- 
meinschaft gefördert. Eine aktuelle Liste der zurzeit laufenden For- 
schungsvorhaben liegt dem BMBF nicht vor. 


70. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(FDP) 


Plant die Bundesregierung Disease Manage- 
ment Programme für Mukoviszidosekranke, 
oder schlägt sie bei dieser und ähnlich seltenen 
Erkrankungen andere Konzepte zur Verbesse- 
rung der Versorgung und Verzahnung der Ver- 
sorgungsbereiche vor? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 15. April 2003 

Gemäß § 137f Abs. 1 Satz 1 SGB V ist es die Aufgabe des Koordi- 
nierungsausschusses, dem Bundesministerium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung chronische Krankheiten zu empfehlen, für die struk- 
turierte Behandlungsprogramme (Disease-Management-Programme) 
entwickelt werden sollen, die über den Risikostrukturausgleich finan- 
ziell gefördert werden. Bislang hat der Koordinierungsausschuss als 
maßgebliche chronische Krankheiten Diabetes mellitus Typ 1 und 
Typ 2, Brustkrebs, chronisch obstruktive Atemwegserkrankungen 
(COPD und Asthma bronchiale) und koronare Herzkrankheit vorge- 
schlagen. Der Koordinierungsausschuss hat in seiner Sitzung am 
31. März 2003 den Arbeitsausschuss damit beauftragt, eine Beschluss- 
empfehlung über weitere chronische Krankheiten, für die strukturierte 
Behandlungsprogramme entwickelt werden sollen, zu erarbeiten. So- 
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bald der Koordinierungsausschuss eine Empfehlung über weitere 
chronische Krankheiten abgibt, wird das Bundesministerium für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung diese Empfehlung prüfen und im Rah- 
men einer Änderungsverordnung zur Risikostruktur-Ausgleichsver- 
ordnung festlegen, für welche weiteren chronischen Krankheiten 
strukturierte Behandlungsprogramme, die über den Risikostrukturaus- 
gleich finanziell gefördert werden, entwickelt werden sollen. Ob die 
Empfehlung des Koordinierungsausschusses das Krankheitsbild Mu- 
koviszidose umfassen wird, ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht absehbar. 

Unabhängig von der Durchführung zugelassener strukturierter Be- 
handlungsprogramme steht es den Krankenkassen frei, neue Versor- 
gungsformen auf der Grundlage der im SGB V genannten Vertrags- 
formen (Strukturverträge, Modellvorhaben und Integrationsverträge) 
mit geeigneten Leistungserbringern zur Behandlung von Mukoviszi- 
dosekranken zu vereinbaren. 


71. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(FDP) 


Inwieweit hält die Bundesregierung das bisher 
vom Mukoviszidose e. V. und der Christiane- 
Herzog-Stiftung ohne Unterstützung der ge- 
setzlichen Krankenversicherung finanzierte 
Projekt „Qualitätssicherung bei Mukoviszido- 
se“ für geeignet, die in den „Eckpunkten zur 
Modernisierung des Gesundheitswesens“ ge- 
forderte Verbesserung der Qualität der Medizi- 
nischen Versorgung (u. a. durch Gründung 
eines unabhängigen „Deutschen Zentrums für 
Qualität in der Medizin“ und „Entwicklung 
von Behandlungsleitlinien für die wichtigsten 
Volkskrankheiten“) zu erreichen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 15. April 2003 

Nach Auffassung der Bundesregierung bietet das Projekt „Qualitäts- 
sicherung Mukoviszidose“ eine gute Grundlage, eine Verbesserung 
der Qualität in der medizinischen Versorgung bei der Behandlung der 
Mukoviszidose zu erreichen. 

Die Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung hat im 
Juli 2002 entschieden, einen neuen För der Schwerpunkt „Benchmar- 
king in der Patientenversorgung“ einzurichten. Damit wird die Ver- 
wirklichung des politischen Ziels der Bundesregierung, im Sinne des 
Koalitionsvertrages „mehr Qualität und Wettbewerb im Gesundheits- 
wesen“ zu erreichen, wesentlich unterstützt. Ein zur Förderung vorge- 
sehenes Projekt ist das Modellprojekt „Benchmarking bei der Versor- 
gung von Muk oviszidose-Pati ent en/innen“, das voraussichtlich Ende 
2003 für eine Laufzeit von 3 Jahren gefördert werden wird. In dieses 
Projekt, das in einem Verbund von 11 Mukoviszidose-Ambulanzen 
durchgeführt wird, ließen die Erfahrungen aus dem seit 1995 laufen- 
den Projekt „Qualitätssicherung Mukoviszidose“ ein. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 51 - 


Drucksache 15/877 


72. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, die ambulanten 
Vorsorgekuren aus dem Förderungskatalog zu 
streichen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 15. April 2003 

Nein, derartige Planungen bestehen nicht. 


73. Abgeordneter 

Dr. Dieter 
Thomae 

(FDP) 


Ist es zutreffend und wie beurteilt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls, dass die von Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder in seiner Regie- 
rungserklärung am 14. März 2003 (Plenarpro- 
tokoll 15/32, S. 2492 B) angekündigte Einfüh- 
rung einer elektronischen Patientenakte bedeu- 
tet, dass niedergelassene Ärzte und Kranken- 
häuser zur Führung maschinenlesbarer Patien- 
tenakten verpflichtet werden und damit die 
informationstechnischen Voraussetzungen für 
die Verknüpfung von Patientenakten geschaf- 
fen würden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 15. April 2003 

Im Rahmen der Einführung der elektronischen Gesundheitskarte soll 
eine Rahmenarchitektur und darauf aufbauend eine Infrastruktur ent- 
wickelt werden, die auch die Anforderungen einer zukünftigen einrich- 
tungsübergreifenden elektronischen Patientenakte berücksichtigen. 

Ziel der Bundesregierung ist dabei auch, die Aktivitäten der verschie- 
denen Gruppen, die sich derzeit konzeptionell mit der Erstellung von 
elektronischen Patientenakten befassen (insbesondere das Aktions- 
forum Telematik im Gesundheitswesen, Industrie und Wissenschaft), 
unter Einbeziehung europäischer Initiativen zu bündeln und breit an- 
erkannte Standards zu erreichen. 

Für alle Beteiligten können damit Arbeitsprozesse optimiert und Do- 
kumentationspflichten effektiver gestaltet werden. Durch die Schaf- 
fung von mehr Interoperabilität wird bei allen Anwendern auch mehr 
eigener Nutzen beim Einsatz von elektronischen Patientenakten ent- 
stehen. 

Die von der Bundesregierung geplante elektronische Gesundheitskar- 
te soll so konzipiert werden, dass sie in der Hand des Patienten den 
Zugriff auf sektorübergreifende elektronische Patientenakten steuern 
kann. Der Patient wird dadurch Herr seiner Daten. 

Implementierungskonzepte für die elektronische Gesundheitskarte 
und die elektronische Patientenakte werden in enger Abstimmung 
mit allen Beteiligten, insbesondere den Krankenkassen, den Ärzten, 
Patienten und Datenschützern entwickelt werden. 
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74. Abgeordnete 

Annette 

Widmann-Mauz 


(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass in Hessen weder die Kassenärztliche 
Vereinigung noch die Frauenärzteschaft an 
den Verhandlungen der Krankenkassen über 
die Ausgestaltung des Behandlungsprogram- 
mes zum Disease-Management Programm 
Mammakarzinom und der damit verbundenen 
Zertifizierung beteiligt worden sind, und teilt 
sie die Auffassung, dass deshalb ein massiver 
Qualitätsabfall in der medizinischen Versor- 
gung der Patientinnen zu befürchten ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 16. April 2003 

Dem Bundesversicherungsamt (BVA) wurde aus Hessen bisher ein 
vom AOK-Bundesverband und der AOK-Hessen mit dem Deutschen 
Hausärzteverband und dem Landesverband Hessen des Deutschen 
Hausärzteverbandes ausgehandelter Vertragsentwurf über die Durch- 
führung eines strukturierten Behandlungsprogramms für Diabetes 
mellitus Typ 2 vorgelegt. Diesen Vertrag hat das BVA zwischenzeit- 
lich als grundsätzlich zulassungsfähig bewertet. Der Vertrag wurde in- 
zwischen von allen Kassenarten und dem Deutschen Hausärztever- 
band, Landesverband Hessen, unterschrieben. Darüber hinaus ver- 
handeln die gesetzlichen Krankenkassen in Hessen zurzeit über die 
vertragliche Umsetzung eines qualitativ hochwertigen strukturierten 
Behandlungsprogramms für Brustkrebs. Dazu haben mehrere Gesprä- 
che mit Leistungserbringern stattgefunden, insbesondere mit Kran- 
kenhäusern und Gynäkologen. Am 8. April 2003 fand ein Gespräch 
mit dem Vorsitzenden der KV-Hessen, Dr. S., und Dr. K. vom 
Berufsverband der Gynäkologen statt. Die gesetzlichen Krankenkas- 
sen beabsichtigen somit ausdrücklich die Einbeziehung der Kassen- 
ärztlichen Vereinigung sowie der Gynäkologen in die strukturierten 
Behandlungsprogramme für Brustkrebs in Hessen. 

Die Einbeziehung der Gynäkologen in die Umsetzung dieses struktu- 
rierten Behandlungsprogramms ist zudem zwingend geboten. Die Pro- 
gramme müssen vom BVA zugelassen werden, damit sie über eine ge- 
sonderte Berücksichtigung der eingeschriebenen Versicherten im Risi- 
kostrukturausgleich finanziell begünstigt werden können. Im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens prüft das BVA, ob die Programme die ho- 
hen in der Risikostruktur-Ausgleichsverordnung (RSAV) festgelegten 
Qualitätsanforderungen erfüllen. Im Rahmen des Zulassungsverfah- 
rens müssen die Krankenkassen als Träger der Programme dem BVA 
auch die Verträge vorlegen, die sie zur Erfüllung der Anforderungen 
mit geeigneten Leistungserbringern geschlossen haben. Die Anforde- 
rungen für die Behandlung von Brustkrebspatientinnen können ohne 
die Beteiligung qualifizierter Gynäkologen nicht erfüllt werden, ent- 
sprechende Programme wären nicht zulassungsfähig. 


75. Abgeordnete 

Annette 

Widmann-Mauz 


(CDU/CSU) 


Wie ist der Verhandlungsstand in anderen Re- 
gionen Deutschlands, und welche Maßnahmen 
ergreift die Bundesregierung, um einen höchst- 
möglichen Qualitätsstandard (mindestens nach 
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den EU-Leitlinien) für die Brustkrebsbehand- 
lung in ganz Deutschland zu erreichen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 16. April 2003 

Am 4. April 2003 hat das BVA das Programm der AOK Rheinland 
zur Behandlung von Brustkrebspatientinnen zugelassen. Zur Umset- 
zung des Programms wurde zusammen mit den übrigen Krankenkas- 
sen für die Versicherten in der Region ein entsprechender Vertrag mit 
der KV Nordrhein vereinbart, und zahlreiche Krankenhäuser wurden 
beteiligt. Diese übrigen Krankenkassen haben ebenfalls Anträge auf 
Zulassung ihrer Programme vorgelegt. Sobald deren Prüfung abge- 
schlossen ist, kann das BVA über die Zulassung entscheiden. Darüber 
hinaus werden zz. in verschiedenen Regionen weitere Verträge zur 
Durchführung von strukturierten Behandlungsprogrammen für Brust- 
krebs verhandelt, die dem BVA bisher jedoch erst vereinzelt zur Prü- 
fung der Zulassungsfähigkeit vorgelegt worden sind. Es ist davon aus- 
zugehen, dass die Zulassung des Programms der AOK Rheinland ein 
Beispiel für die Entwicklung weiterer Programme der übrigen Kran- 
kenkassen ist und die künftigen Zulassungsverfahren beschleunigen 
wird. 

Der höchstmögliche Qualitätsstandard in der Brustkrebsbehandlung 
wird grundsätzlich dadurch gewährleistet, dass jeder Arzt gemäß 
§ 135a SGB V zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der 
von ihm erbrachten Leistungen verpflichtet ist. Die Leistungen müs- 
sen dem jeweiligen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse entspre- 
chen und in der fachlich gebotenen Qualität erbracht werden. Um 
dem Nachdruck zu verleihen, richten sich die Anforderungen an 
strukturierte Behandlungsprogramme für Brustkrebs nach dem aktuel- 
len, wissenschaftlich belegbaren Erkenntnissstand (evidenzbasiert) 
und berücksichtigen Leitlinien auch aus dem internationalen Bereich. 
Die EU-Leitlinien zur Qualitätssicherung des Mammographie-Scree- 
nings werden in den vom Bundesausschuss der Ärzte und Kranken- 
kassen am 24. März 2003 beschlossenen Richtlinienänderungen umge- 
setzt. Das Mammographie-Screening ist jedoch nicht Bestandteil der 
strukturierten Behandlungsprogramme nach der RSAV. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


76. Abgeordneter 

Ulrich 

Adam 

(CDU/CSU) 


Ist es geplant, die Kreuzung der Bundesstra- 
ßen B 109 und der B 1 10 nördlich von An kl am 
(Redoute) als eigenständiges Projekt in den 
Bundesverkehrswegeplan aufzunehmen, oder 
ist dies bereits im Rahmen der Ortsumgehung 
Anklarn mit berücksichtigt worden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 10. April 2003 

Der Umbau vorhandener Kreuzungen ist nicht Gegenstand der Bun- 
desverkehrswegeplanung. 

Die Maßnahme ist auch kein Bestandteil der Ortsumgehung Anklam, 
sondern bildet ein eigenständiges Projekt. 


77. Abgeordneter 

Ulrich 

Adam 

(CDU/CSU) 


Ist es geplant, das Vorhaben einer Unterfüh- 
rung am Bahnübergang in Züssow an der Bun- 
desstraße Bill in den Bundesverkehrswege- 
plan aufzunehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 10. April 2003 

Nein, die Beseitigung von höhengleichen Bahnübergängen ist nicht 
Gegenstand der Bundesverkehrswegeplanung. 


78. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Mit welchem Konzept geht die Bundesregie- 
rung in die 12. Generalversammlung der 
Nordseekommission der KPKR (Konferenz 
der Peripheren Küstenregionen) am 18. bis 
20. Juni 2003 in Cuxhaven? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 11. April 2003 

Mit Schreiben vom 8. Januar 2003 hat der Niedersächsische Minister 
für Bundes- und Europaangelegenheiten a. D. zur 12. Generalver- 
sammlung der Nordseekommission vom 18. bis 20. Juni 2003 in Cux- 
haven eingeladen. Themen sind aktuelle Verkehrs- und raumentwick- 
lungspolitische Fragen, wie z. B. EU-Gemeinschaftsinitiative INTER- 
REG III B, Schiffssicherheit und integriertes Küstenzonenmanage- 
ment. 


79. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Durch welche Maßnahmen gewährleistet die 
Bundesregierung im Jahr 2003 und in den fol- 
genden Jahren die Sicherstellung der Schiff- 
fahrt auf dem Nord-Ostsee-Kanal insbesonde- 
re für die neue Generation von Containerschif- 
fen, z. B. Post-Panamax Containerschiffe? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. April 2003 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord einen Voruntersuchungs- 
auftrag mit der Frage erteilt, welche Ausbaumaßnahmen des Nord- 
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Ostsee-Kanals (NOK) im Lichte der sich abzeichnenden Schiffsgrö- 
ßenentwicklung im Ostsee-Containerschiffsverkehr (Feederschiffe bis 
max. etwa 1 700 TEU Standardcontainermaß) erforderlich werden 
können. Die Untersuchung umfasst eine Potenzialanalyse mit Ab- 
schätzung für ein künftiges Schiffs- und Ladungsaufkommen sowie 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen für mögliche Ausbauvarianten der 
bislang noch nicht ausgebauten Oststrecke des NOK. Größere Contai- 
nerschiffe des weltumspannenden Containerschiffsverkehrs (z. B. 
Post-Panamax Containerschiffe ab 4 000 TEU) verkehren nicht auf 
Ostseerouten und werden wegen der Schiffsabmessungen auch nicht 
den Nord-Ostsee-Kanal passieren können. 


80. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung die Ortsumgehung Dransfeld (Bundes- 
straße B 3) nicht in den Entwurf des Bundes- 
verkehrswegeplanes (BVWP) aufgenommen, 
obwohl das Projekt aus Sicht des Landes 
Niedersachsen mit hoher Priorität eingestuft 
wurde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 16. April 2003 

Im Rahmen der Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplanes 
(BVWP) wurde die Ortsumgehung Dransfeld im Zuge der Bundes- 
straße B 3 nach bundeseinheitlichen Kriterien überprüft. Dabei wurde 
festgestellt, dass der Linienzug Bundesstraße B 3 von der Anschluss- 
stelle Göttingen (Bundesautobahn A 7) bis zur Anschlussstelle Hanno- 
versch Münden/Lutterberg (Bundesautobahn A7) über die Bundes- 
straße B496 aufgrund ihrer Parallellage zur Bundesautobahn A7 
nicht mehr der Abwicklung des weiträumigen Verkehrs dient und des- 
halb abzustufen ist. In diesem Linienzug liegt die Ortsumgehung 
Dransfeld. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss des Deutschen Bundestages hat in 
seiner Sitzung am 19. April 2002 in diesem Zusammenhang das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) 
aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass bei der Fortschreibung des 
Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen alle Bedarfsplanprojekte auf 
abzustufenden Bundesstraßen gestrichen werden. 

Das BMVBW hat dem folgend im Entwurf des Bundesverkehrswege- 
planes 2003 die Bundesstraße B3, Ortsumgehung Dransfeld, nicht 
mehr als Bedarf ausgewiesen. 


81. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Mit welcher Begründung wurden die Ortsum- 
gehungen der laufenden Nummern 170-172 
im BVWP (Bundesstraße B 27, Ortsumgehung 
Bad Lauterberg, Gieboldehausen und Waake) 
nicht unter neue Vorhaben des Vordringlichen 
Bedarfs eingestuft? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 16. April 2003 

Nach Abwägung der im Rahmen der Überprüfung des Bundesver- 
kehrswegeplanes zur Disposition anstehenden Bundesfernstraßenmaß- 
nahmen in Niedersachsen konnten die Ortsumgehungen Bad Lauter- 
berg und Gieboldehausen im Zuge der Bundesstraße B 27 im Hinblick 
auf die noch nicht vorhandenen Planungen und einer erforderlichen 
Prioritätensetzung bis zum Jahr 2015 nicht für den Vordringlichen 
Bedarf vorgeschlagen werden. 

Die Ortsumgehung Waake im Zuge der Bundesstraße B 27 kam unter 
Berücksichtigung der Prioritätensetzung bis 2015 für Bundesfernstra- 
ßenmaßnahmen in Niedersachsen und unter Beachtung der netzkon- 
zeptionellen Wirkung für eine Einstufung in den Vordringlichen 
Bedarf nicht in Betracht. 


82. Abgeordnete 

Tanja 

Gönner 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe liegen dem Austausch der 
schon planfestgestellten und damit indispo- 
niblen Maßnahme der Ortsumgehung der Bun- 
desstraße B 32 Herbertingen gegenüber einem 
in der Planung weiter zurückliegendem Pro- 
jekt zugrunde, was eine Einstufung der B32 
Ortsumfahrung Herbertingen als neues Vorha- 
ben im vorrangigen Bedarf und nicht als indis- 
ponible Maßnahmen im Referentenentwurf 
des Bundesverkehrswegeplans des Bundesmi- 
nisteriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen zur Folge hatte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 10. April 2003 

Im Entwurf des Bundesverkehrswegeplans 2003 ist die Ortsumgehung 
Herbertingen im Zuge der Bundesstraße B 32 als indisponible Maß- 
nahme nach wie vor in vorderster Dringlichkeit enthalten. Eine Unter- 
gliederung der Stufe Vordringlicher Bedarf nach den Planungsstadien 
ist nicht vorgesehen. 


83. Abgeordnete 

Tanja 

Gönner 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Notwendigkeit 
in Baden-Württemberg, wie von der Landesre- 
gierung Baden-Württemberg gefordert, südlich 
der Bundesautobahn A8 eine leistungsfähige 
Ost-West-Tangente zu schaffen, und wenn ja, 
warum befinden sich dann im Referentenent- 
wurf für den Bundesverkehrswegeplan bis auf 
die Ortsumgehung Unlingen keine weiteren 
Projekte der Bundesstraße B311 im Vordring- 
lichen Bedarf? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. April 2003 

Die Bundesregierung sieht die Verbindung zwischen Freiburg (Bun- 
desautobahn A5) und Ulm (Bundesautobahn A8) im Zuge der Bun- 
desstraße B31 und Bundesstraße B311 als eine wichtige Ost-West- 
Achse an. Unter Berücksichtigung des Bewertungsergebnisses und 
einer erforderlichen Prioritätensetzung bis zum Jahre 2015 sind auf 
dieser Achse rund 50 km Bundesautobahnerweiterung mit einem 
Volumen von rund 340 Mio. Euro für den Vordringlichen Bedarf vor- 
geschlagen. 


84. Abgeordneter 

Michael 

Grosse-Brömer 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die durch die Kon- 
zernleitung der Deutschen Bahn AG bekannt 
gewordene Aufnahme des Streckenabschnitts 
im Westen der Gemeinde Stelle (Niedersach- 
sen, km 157,8 bis km 161,0 der Strecke Lüne- 
burg- Hamburg) in die Dringlichkeitsliste für 
Lärmsanierung bestätigen, und wenn ja, wann 
wird dieses Vorhaben genehmigt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 11. April 2003 

Ja, die Gemeinde Stelle ist im Bereich der km 157,8 bis km 159,5 der 
Strecke Nr. 1720 (Hamburg-Lehrte) in das Lärmsanierungspro- 
gramm für Schienenwege aufgenommen worden. Damit können von 
der DB Netz AG für die Lärmsanierungsabschnitte in Stelle Lärm- 
schutzmaßnahmen geplant und durchgeführt werden. Eine weitere 
Genehmigung für den Beginn der Planungen ist nicht erforderlich. 


85. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Wie lange werden die Bewohner des Ortes 
Kirchweyhe bei Uelzen nach Einschätzungen 
der Bundesregierung noch mit den Verkehrs- 
problemen auf der Bundesstraße B4 leben 
müssen, und wie begründet die Bundesregie- 
rung vor diesem Hintergrund die Streichung 
der geplanten Ortsumgehung aus dem Bundes- 
verkehrswegeplan (BVWP)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 15. April 2003 

Im Entwurf des Bundesverkehrswegeplanes (BVWP) 2003 ist die Bun- 
desautobahn A 39, Lüneburg- Wolfsburg, enthalten, die etwa in Paral- 
lellage zur vorhandenen Bundesstraße B 4 verläuft und deren Punkti- 
on für die Pernverkehrsabwicklung übernehmen wird. Der Abschnitt 
der Bundesautobahn A39 von Lüneburg bis Uelzen ist in den Vor- 
dringlichen Bedarf (mit besonderem naturschutzfachlichem Planungs- 
auftrag) und der Abschnitt von Uelzen bis Wolfsburg in den Weiteren 
Bedarf mit Planungsrecht (mit besonderem naturschutzfachlichem 
Planungsauftrag) aufgenommen worden. Das Bundesministerium für 
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Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) hat den obersten Stra- 
ßenbaubehörden der Länder bereits am 15. Dezember 2000 mitgeteilt, 
dass autobahnparallele Bundesstraßen nicht in den neuen Bedarfsplan 
eingestellt werden sollen. Vor diesem Hintergrund konnte die Ortsum- 
gehung Kirchweyhe im Zuge der Bundesstraße B4 im Entwurf des 
BVWP nicht berücksichtigt werden. 

Nach der Realisierung der Bundesautobahn A 39 im Abschnitt Lüne- 
burg-Uelzen, der in einer ersten Stufe realisiert werden soll, wird 
diese im Wesentlichen den Durchgangsverkehr auf der heutigen Bun- 
desstraße B 4 auch im Bereich des Ortes Kirchweyhe aufnehmen und 
damit die Bewohner von den Verkehrsproblemen entlasten. 


86. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Streichung 
der Ortsumgehung aus dem BVWP zurückzu- 
nehmen, besonders angesichts der Verkehrs- 
probleme in Kirchweyhe und eines sehr guten 
Kosten-Nutzen-Verhältnisses, das diese Orts- 
umgehung bei der Bewertung im Vorfeld der 
Vorlage des Entwurfes erreicht hatte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 15. April 2003 

Hierzu sieht die Bundesregierung aus den in der Antwort zur Frage 85 
genannten Gründen keine Veranlassung. Die abschließende Entschei- 
dung hinsichtlich der Aufnahme von Bundesfernstraßenprojekten und 
die jeweilige Dringlichkeitseinstufung trifft der Deutsche Bundestag 
im Gesetzgebungsverfahren für die Novelle zum Fernstraßenausbau- 
gesetz. Diese Entscheidung bleibt abzuwarten. 


87. Abgeordneter 

Lothar 

Ibrügger 

(SPD) 


Wie verändern sich die Projektkosten für die 
Bundesstraße B65 Preußisch Oldendorf- 
Lübbecke (Bundesverkehrswegeplan - BVWP 
- Nr. NW 6188) in Länge und Kosten sowie 
im Nutzen-Kosten-Verhältnis, wenn allein die 
Ortsumgehung der Kernstadt Preußisch Ol- 
dendorf gebaut würde? 


88. Abgeordneter 

Lothar 

Ibrügger 

(SPD) 


Wie verändern sich die Projektkosten für die 
Bundesstraße B65 Preußisch Oldendorf- 
Lübbecke (BVWP-Nr. NW 6188), wenn die 
Ortsumgehung der Kernstadt Preußisch Ol- 
dendorf zugleich mit einer Ortsumgehung der 
Ortschaft Holzhausen in einer Maßnahme mit 
Ausgangspunkt aus dem vorhandenen Zug der 
Bundesstraße B 65 westlich der Ortschaft Blas- 
heim (Stadt Lübbecke) vollzogen würde? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. April 2003 

Im Rahmen der Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplans und 
Fortschreibung des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen wurde 
das Projekt der Bundesstraße B 65 Preußisch Oldendorf - Ortsumge- 
hung Minden - mit drei Verkehrseinheiten (VKE) zur erneuten Über- 
prüfung angemeldet. Die nachgefragten Varianten stellen jedoch neue 
VKE dar, deren Länge und Kosten sich nicht aus den vorliegenden 
VKE ermitteln lassen. Daher wäre eine Meldung der VKE mit den 
entsprechenden Kosten und Längen durch die zuständige Auftrags- 
verwaltung notwendig gewesen, damit das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen diese im Rahmen der Bewertung 
hätte berücksichtigen können. Die Untersuchung weiterer Varianten 
könnte bei einer entsprechenden Nachmeldung des Landes noch 
durchgeführt werden. 


89. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Gibt es Bestrebungen, die Lärmbelästigung an 
der Bundesautobahn A 6 1 auf der Höhe Dors- 
heim/Rümmelsheim durch eine Schallschutz- 
wand aufzufangen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. April 2003 

Im Rahmen eines langfristig vorgesehenen sechsstreifigen Ausbaus 
der Bundesautobahn A61 zwischen der Anschlussstelle Rheinböllen 
und dem Autobahndreieck Nahetal wird die Lärmsituation im Bereich 
Dorsheim/Rümmelsheim auf der Grundlage der Lärmvorsorge um- 
fassend geprüft. 


90. Abgeordnete Ist zu diesem Zweck noch ein Planfeststel- 

Julia lungsverfahren oder ein Raumordnungsplan 

Klöckner erforderlich? 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. April 2003 

Zur Erlangung des Baurechts für den sechsstreifigen Ausbau der Bun- 
desautobahn A61 im genannten Bereich ist die Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens erforderlich. 


91. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die Äußerungen 
von EU-Kommissar Günter Verheugen, in de- 
nen dieser vor Versäumnissen beim Straßen- 
ausbau in den bayerischen Grenzregionen 
warnt (vgl. Nordbayerischer Kurier vom 29./ 
30. März 2003), zum Anlass nehmen, die Ost- 
West-Verbindung durch das Fichtelgebirge 
entgegen dem derzeitigen Stand der Planun- 
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gen doch in den Vordringlichen Bedarf des 
neuen Bundesverkehrswegeplanes aufzuneh- 
men, und wenn nein, wie begründet die Bun- 
desregierung ihre ablehnende Haltung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. April 2003 

Die Herausforderungen des EU-Binnenmarktes und der Osterweite- 
rung wurden bei der Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplans 
(BVWP) und der Fortschreibung des Bedarfsplanes für die Bundes- 
fernstraßen im Rahmen der zugrunde gelegten Straßenverkehrsprog- 
nose berücksichtigt. Neben der Binnenverkehrsnachfrage wurde hier- 
bei auch die Verkehrsnachfrage im grenzüberschreitenden Straßenver- 
kehr zu allen Nachbarstaaten dargestellt. Als Grundlage für die Er- 
mittlung der grenzüberschreitenden Verkehrsnachfrage waren zuvor 
u. a. für die unmittelbar an Deutschland angrenzenden östlichen Nach- 
barstaaten die Verkehrsnachfrage relevanten Strukturdaten erhoben 
und ebenfalls auf das Prognosejahr 2015 hochgerechnet worden. Da- 
mit wird die grenzüberschreitende Verkehrsnachfrage adäquat und 
dem fachlichen Standard entsprechend berücksichtigt. 

Vor diesem Hintergrund sieht die Bundesregierung die Verkehrsbe- 
deutung des Bundesfernstraßennetzes - speziell für den grenzüber- 
schreitenden Verkehr im Rahmen der Osterweiterung - in Bayern im 
Wesentlichen auf den Raum östlich der grenznahen „Verteiler- 
schiene“ Bundesautobahn A 93 (im Norden) und der Bundesautobahn 
A 3 (im Süden) begrenzt. 

Hinsichtlich der aus der Osterweiterung zu erwartenden Verkehre sind 
in Bayern nur Verbindungen östlich der Bundesautobahn A93 und 
der Bundesautobahn A3 von Relevanz. Dieser funktionalen Bedeu- 
tung entsprechend wurde der Abschnitt östlich der Bundesautobahn 
A93 für den Vordringlichen Bedarf und der Abschnitt westlich der 
Bundesautobahn A93 für den Weiteren Bedarf im Entwurf des 
BVWP vorgeschlagen. 


92. Abgeordneter 

Rudolf 

Kraus 

(CDU/CSU) 


Wie viele Mitarbeiter der Deutschen Bahn AG 
im Beamtenverhältnis wurden in den letzten 
zwei Jahren wegen Dienstunfähigkeit und we- 
gen Erreichung der normalen Altersgrenze 
pensioniert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 10. April 2003 

Die Daten zu den Zurruhesetzungen der beamteten Mitarbeiter der 
Deutschen Bahn AG können der nachstehenden Tabelle entnommen 
werden. Nachrichtlich sind hier auch die Daten zu den Zurruhesetzun- 
gen auf Antrag gemäß § 42 Abs. 4 Bundesbeamtengesetz und auf- 
grund der Inanspruchnahme des Vorruhestandes gemäß § 3 des Ge- 
setzes zur Verbesserung der personellen Struktur beim Bundeseisen- 
bahnvermögen und in den Unternehmen der Deutschen Bundespost 
(Inanspruchnahme erst seit dem 23. Mai 2002 möglich) genannt. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-61 - 


Drucksache 15/877 


Zurruhesetzungen 


2001 

2002 

Vorzeitige Zurruhesetzung wegen Dienstunfähigkeit 

3 356 

1569 

Erreichen der Altersgrenze 

119 

103 

nachrichtlich: 

Auf Antrag (60 bzw. 63 Jahre) 

43 

43 

Vorruhestand 

- 

911 


93. Abgeordneter 

Werner 

Kuhn 

(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Welche Vorschriften und Regelungen prakti- 
zieren jeweils die betroffenen EU-Staaten be- 
züglich der Tonnagesteuer und des Lohnsteu- 
ereinbehalts? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 10. April 2003 

Die Tonnagesteuer wurde in der Europäischen Gemeinschaft inzwi- 
schen von den Niederlanden (1996), Deutschland (1999), dem Verei- 
nigten Königreich (2000), Dänemark und Finnland (2001), Belgien, 
Irland und Spanien (2002) sowie Frankreich (2003) eingeführt. Grie- 
chenland erhebt eine besondere Steuer auf der Basis der Tonnage der 
Schiffe. Die Tonnagesteuer wurde zusätzlich in Norwegen 1996 einge- 
führt. 

Die Regelungen zur Senkung der Lohnzusatzkosten sind in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten wie folgt geregelt: 

• Niederlande (seit 1996 Erstattung von Lohnsteuern und Sozialver- 
sicherungsbeiträgen bis zu 40 % des Bruttolohns) 

• Dänemark (seit 1988 Befreiung der Seeleute von der Einkommen- 
steuer und damit von der Beitragspflicht zur Sozialversicherung) 

• Finnland (seit 2000 volle Erstattung von Sozialversicherungsbeiträ- 
gen und Lohnsteuer) 

• Schweden (seit 200 1 volle Erstattung von Lohnsteuern und Sozial- 
versicherungsbeiträgen) 

• Griechenland (Steuerfreiheit für Schiffsleute und geringfügige Steu- 
ersätze für Schiffsoffiziere) 

• Vereinigtes Königreich (keine Einkommensteuerpflicht für Heuer- 
einkünfte, sofern nicht ein Mindestaufenthalt in Großbritannien 
von mehr als 90 Tagen besteht). 

In Norwegen besteht Steuerfreiheit für nicht ansässige Seeleute. 


Der Rahmen hierfür wird durch die Leitlinien der Gemeinschaft für 
staatliche Beihilfen im Seeverkehr von 1997 vorgegeben. Die Ausge- 
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staltung im Detail ist im Rahmen des Notifizierungsverfahrens den 
Mitgliedstaaten überlassen. Gemeinsames Kernelement bei der Ton- 
nagesteuer ist die schiffstonnagebasierte pauschalierte Gewinnermitt- 
lung mit einer 10-jährigen Standortbindung des Unternehmens. Unter- 
schiede zeigen sich insbesondere bei der rechtlichen Ausgestaltung im 
Detail durch die Einpassungen in das jeweilige nationale Steuersys- 
tem, so z. B. bei der Definition der berechtigten Unternehmen, Schiffe 
und Aktivitäten sowie bei der Behandlung der Buchgewinne. 

Bei den Lohnsteuerregelungen wird entweder das Einbehalts- oder 
das Erstattungsmodell gewählt. Da diese Regelungen jeweils sehr dif- 
ferenziert in das nationale Steuerrecht einschließlich Ausführungsbe- 
stimmungen eingefügt worden sind, würde ein weitergehender Ver- 
gleich eine gutachterliche Untersuchung erforderlich machen. Das 
Tonnagesteuersystem in Deutschland zeigt aber mit über 1000 ausge- 
übten Optionen, dass es im internationalen Vergleich wettbewerbsfä- 
hig ist. 


94. Abgeordneter 

Werner 

Kuhn 

(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um gerade die aus ei- 
nem Lohnsteuereinbehalt von 40 % resultieren- 
den Wettbewerbsnachteile für deutsche Reede- 
reien in Deutschland im Vergleich zu den an- 
deren EU-Staaten zu beseitigen, und welcher 
Zeitrahmen ist für die notwendigen Maßnah- 
men vorgesehen, um eine Ausflaggung aus 
dem deutschen Register zu stoppen, Arbeits- 
und Ausbildungsplätze für Seeleute aus der 
Bundesrepublik Deutschland zu sichern und 
die weitere Abwanderung von Reedern in an- 
dere europäische Länder zu verhindern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 10. April 2003 

Mit den von der Bundesregierung seit 1999 ergriffenen Maßnahmen 
zur Minderung der Lohnzusatzkosten an Bord deutscher Handels- 
schiffe - 40%iger Lohnsteuereinbehalt sowie Linanzbeiträge als 
direkte Hilfen aus dem Bundeshaushalt bis einschließlich 2005 - 
konnte dem Ausflaggungstrend im Vergleich der Jahre 2001 und 2002 
bereits nachhaltig entgegenwirken, aber noch nicht gestoppt werden. 
Im Rahmen des Maritimen Bündnisses des Bundes, der Sozialpartner 
und der Küstenländer laufen daher Bemühungen, die Maßnahmen 
zur Senkung der Lohnzusatzkosten durch weitere Beiträge aller Betei- 
ligten zu ergänzen. Die dazu notwendigen Abstimmungsgespräche 
sind noch nicht abgeschlossen. Eine Abwanderung von Reedern in an- 
dere europäische Länder kann die Bundesregierung nicht bestätigen. 
Vielmehr ist seit Einführung der Tonnagesteuer die Rückkehr zahlrei- 
cher Reedereien bzw. Reedereiaktivitäten an den deutschen Standort 
zu beobachten. 
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95. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Loske 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, dass Pkw mit einem Gesamtge- 
wicht von über 2,5 t nur die Schadstoffgrenz- 
werte für leichte Nutzfahrzeuge und nicht die 
für Pkw einhalten müssen und dass einige Her- 
steller bei verschiedenen Modellen von diesem 
Spielraum Gebrauch machen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. April 2003 

Die Richtlinie 70/220/EWG regelt in den Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Union die Abgasanforderungen an Pkw und leichte Nutzfahr- 
zeuge. Die Richtlinie 70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 98/ 
69/EG sieht für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge in Abhängigkeit von 
der Fahrzeugmasse gestaffelte Abgasgrenzwerte vor. Für Pkw mit ei- 
ner zulässigen Gesamtmasse von mehr als 2 500 kg gelten weniger 
strenge Abgasgrenzwerte als für Pkw mit einer zulässigen Gesamt- 
masse bis zu 2 500 kg. Sind die Vorschriften der Richtlinie 70/220/ 
EWG erfüllt, muss die EG-Typgenehmigung erteilt werden. 

Verschiedene Hersteller haben für bestimmte Pkw-Fahrzeugtypen mit 
einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 2 500 kg zusätzlich er- 
klärt, die strengeren Abgasgrenzwerte für Fahrzeuge mit einer zulässi- 
gen Gesamtmasse bis zu 2 500 kg einzuhalten. Für diese Fahrzeugty- 
pen wird dann die „günstigere“ emissionsbezogene Schlüsselnummer 
erteilt, die einen niedrigeren Kfz-Steuersatz zur Folge hat. 


96. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Loske 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
ein Hinweis auf die Einhaltung der Euro3- 
Norrn beim Kunden den Eindruck erzeugen 
kann, diese würden entsprechend von der 
emissionsbezogenen niedrigeren Kfz-Steuer 
profitieren, und wenn ja, leitet die Bundesre- 
gierung davon gesetzgeberischen Handlungs- 
bedarf ab? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. April 2003 

Unter der Abgasvorschrift „Euro 3“ für Pkw und leichte Nutzfahrzeu- 
ge werden die in der Richtlinie 70/220/EWG in der Fassung der 
Richtlinie 98/69/EG genannten Vorschriften einschließlich der im An- 
hang I Abschnitt 5.3. 1.4 Zeile A (2000) genannten Grenzwerte ver- 
standen. Die Richtlinie sieht für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge in 
Abhängigkeit von der Fahrzeugmasse gestaffelte Abgasgrenzwerte 
vor. 

Die emissionsbezogenen Schlüsselnummern in den Fahrzeugpapieren 
tragen diesen Grenzwertunterschieden Rechnung. 

Ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf wird nicht gesehen. Gleich- 
wohl wird zurzeit daran gearbeitet, den Geltungsbereich der Anlage 
XIV der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), die Emissi- 
onsklassen für Kraftfahrzeuge (bislang ausgenommen Pkw) definiert, 
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auch auf Pkw auszudehnen. Ziel ist, in der StVZO eine einheitliche 
und übersichtliche Definition von Schadstoffklassen festzulegen, auf 
die auch andere Gesetze, z. B. das Kraftfahrzeugsteuergesetz, oder 
Verordnungen zurückgreifen können. 


97. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Loske 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Stimmt es, dass Pkw über einem Gesamtge- 
wicht von 2,8 t generell als leichtes Nutzfahr- 
zeug besteuert werden können und damit für 
diese Autos ein niedrigerer Kfz-Steuersatz zu 
zahlen ist als für einen Euro4-Pkw und ist dies 
angesichts der ökologischen Folgen (deutlich 
höhere Emissionswerte, Belastung der Straßen 
durch höheres Gewicht, stärkere Beanspru- 
chung des Verkehrsraums durch Größe) zu 
rechtfertigen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. April 2003 

Die Kraftfahrzeugsteuer wird für Pkw nach Emissionsverhalten und 
Hubraum, für „andere Fahrzeuge“ bis 3,5 t verkehrsrechtlich zulässi- 
ger Gesamtmasse nach Gesamtmasse bemessen. Nur bei Kraftfahr- 
zeugen, die aufgrund ihrer Bauart und Einrichtung geeignet und be- 
stimmt sind, wahlweise vorwiegend der Beförderung von Personen 
oder vorwiegend dem Transport von Gütern zu dienen, besteht die 
Besonderheit, dass sie kraftfahrzeugsteuerlich bis 2,8 t verkehrsrecht- 
lich zulässiger Gesamtmasse als „Pkw“ und darüber als „andere Fahr- 
zeuge“ gelten, die wie leichte Nutzfahrzeuge besteuert werden. Dies 
betrifft beispielsweise Geländewagen, aber auch Wohnmobile, und 
geht auf gefestigte Finanzrechtsprechung zurück. An den Berührungs- 
punkten der Einstufung als „Pkw“ oder „anderes Fahrzeug“ lassen 
sich Unterschiede in der Steuerhöhe kaum vermeiden. Die Besteue- 
rung als „anderes Fahrzeug“ ist nicht immer günstiger. 

Die Landesfinanzbehörden sind im Übrigen bei der Beurteilung der 
Fahrzeugart nicht an den Eintrag im Fahrzeugbrief oder -schein ge- 
bunden. Sie entscheiden ggf. in eigener Zuständigkeit auf der Grund- 
lage des Verkehrsrechts und wenden die Rechtsprechung an. Die Ein- 
stufung des Emissionsverhaltens durch die Verkehrsbehörden ist dage- 
gen grundsätzlich bindend (§ 2 Abs. 2 Kraftfahrzeugsteuergesetz). 


98. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Loske 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, dass diese Regelung, die auch zu negativen 
fiskalischen Folgen für die Bundesländer füh- 
ren könnte, kurzfristig abzuschaffen wäre? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. April 2003 

Änderungen im Hinblick auf die oben erwähnte Massengrenze von 
2,8 t sind nur gesetzgeberisch möglich. Alle hierzu bislang vorgeschla- 
genen Ansätze fanden keine Ländermehrheit. 

Das Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer steht vollständig den Län- 
dern zu, denen auch die Verwaltung dieser Steuer obliegt (Arti- 
kel 106 Abs. 2 Nr. 3 und Artikel 108 Abs. 2 i.V. m. Artikel 84 
Grundgesetz). Die Bundesregierung hält es grundsätzlich für ange- 
zeigt, dieser Tatsache mehr als bisher Rechnung zu tragen. Die Län- 
der sind deshalb auch in erster Linie selbst gefordert, Initiativen zur 
Weiterentwicklung des Kraftfahrzeugsteuerrechts in die Gesetzge- 
bung einzubringen. 


99. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, bei 
der Fortschreibung des Bundesverkehrswege- 
plans die Bundesstraße B 173 zwischen Zett- 
litz-Oberlangenstadt-Küps in den Vordringli- 
chen Bedarf aufzunehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 11. April 2003 

Zunächst finden die bilateralen Gespräche über den Entwurf zum 
Bundesverkehrswegeplan 2003 mit den einzelnen Bundesländern 
statt. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 
sen prüft dann, ob begründete Umstufungsvorschläge in begrenztem 
Umfang innerhalb des vorgegebenen Landesanteils möglich sind. 


100. Abgeordneter Wann ist mit dem Abschluss der Fauna-Flora- 

Heinrich-Wilhelm Habitat-Prüfungen für die Neutrassierung der 
Ronsöhr Bundesstraße B188 zwischen Vorsfelde und 

(CDU/CSU) Oebisfelde zu rechnen, und worin bestehen die 

einzelnen Prüfungspunkte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Angelika Mertens 
vom 10. April 2003 

Der Abschluss der Fauna-Flora-Habitat-Verträglichkeitsprüfung 
(FFH-VP) hängt im Wesentlichen von der Klärung der Gebietsab- 
grenzung der NATURA-2000-Gebiete und von für Teilabschnitte 
der Bundesstraße B 188 zwischen Vorsfelde und Oebisfelde zu pla- 
nenden Schadensbegrenzungsmaßnahmen ab. Ergibt die FFH-VP, 
dass die geplante Trasse trotzdem noch zu erheblichen Beeinträchti- 
gungen im Sinne § 34 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
führt, so wird die Ausnahmeprüfung im Sinne § 34 Abs. 3 
BNatSchG erforderlich. Vor diesem Hintergrund ist eine Aussage 
zum zeitlichen Abschluss der FFH-VP derzeit nicht möglich. 
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101. Abgeordneter Wird die Bundesstraße B188 nach der Neu- 

Heinrich-Wilhelm trassierung zwischen Vorsfelde und Oebisfelde 
Ronsöhr durch das nahe gelegene Fauna-Flora-Habitat- 

(CDU/CSU) Gebiet führen, oder wird sie dieses Gebiet 

nicht berühren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Angelika Mertens 
vom 10. April 2003 

Die Neutrassierung der Bundesstraße B188 führt in Teüen durch 
dort gelegene NATURA-2000-Gebiete (Fauna-Flora-Habitat-Gebiet 
und Vogelschutzgebiet). 


102. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Auffas- 
sung, wonach die im kürzlich vorgestellten Re- 
ferentenentwurf zum Bundesverkehrswegeplan 
(BVWP) im Vordringlichen Bedarf dargestellte 
Maßnahme „Bundesautobahn Al, Teüstück 
Adenau-Kelberg“ wegen eines hohen Umwelt- 
risikos nicht in der beantragten Form realisier- 
bar sei, und hat die Bundesregierung vor die- 
sem Hintergrund entsprechende Absichten 
oder konkrete Pläne, die dort bestehende Aus- 
bauplanung zu ändern oder aufzugeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Achim Großmann 
vom 11. April 2003 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, die derzeitige Pla- 
nung zum Neubau der Bundesautobahn A 1 zwischen Adenau und 
Kelberg aufzugeben oder abzuändern. Die gutachterliche Bewertung 
wurde mit den zum Dezember 2000 verfügbaren Kenntnissen erar- 
beitet. Die Beeinträchtigungen der Umwelt sind im weiteren Pla- 
nungsablauf zu untersuchen und entsprechend den gesetzlichen Vor- 
gaben zu behandeln, das heißt die erforderlichen Schutzmaßnahmen 
sind im Planfeststellungsbeschluss festzuschreiben. 


103. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung grundsätz- 
lich die Notwendigkeit, im Zuge der Bundes- 
verkehrswegeplanung den Lückenschluss der 
„Eifelautobahn Al“ aus strukturpolitischen, 
ökonomischen und Gründen der Verkehrslen- 
kung möglichst schnell zu realisieren, und wel- 
che Bewertung dieser Frage durch die Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz liegt der Bundesre- 
gierung im Rahmen der Vorplanung des Refe- 
rentenentwurfs zum BVWP vor? 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-67- 


Drucksache 15/877 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Achim Großmann 
vom 11. April 2003 

Die Bundesregierung und die Landesregierung Rheinland-Pfalz sind 
sich darin einig, dass der Lückenschluss der Bundesautobahn A 1 ein 
Projekt mit verkehrlich überregionaler Bedeutung ist und zu einer 
deutlichen Stärkung der strukturschwachen Eifelregion führen wird. 
Die Finanzierung der restlichen Strecke von 33,4 km mit Kosten in 
Höhe von 412 Mio. Euro ist nur schrittweise möglich und in weiteren 
Finanzierungsprogrammen sicherzustellen. 


104. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen und Erwägungen der 
Bundesregierung führten dazu, die vom Frei- 
staat Sachsen angemeldete Maßnahme „Orts- 
umgehung Bundesstraße B 180 Thalheim“ nur 
in den Weiteren Bedarf im Bundesverkehrswe- 
geplan-Entwurf 2003 aufzunehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 11. April 2003 

Auf Grund des geringen gesamtwirtschaftlichen Nutzens der Maß- 
nahme „Ortsumgehung Bundesstraße B 180 Thalheim“ war eine Ein- 
stellung in den Vordringlichen Bedarf nicht möglich. 


105. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen und Erwägungen der 
Bundesregierung führten dazu, die vom Frei- 
staat Sachsen angemeldeten Maßnahmen 
„Ausbau Bundesautobahn A72 Anschlussstel- 
le Chemnitz/Süd-Anschlussstelle Stollberg/ 
West“ sowie „Ausbau Bundesautobahn A72 
Anschlussstelle Stollberg/ West-Anschlussstelle 
Zwickau/Ost“ nur in den Weiteren Bedarf im 
Bundesverkehrswegeplan-Entwurf 2003 aufzu- 
nehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 11. April 2003 

Unter Berücksichtigung des Bewertungsergebnisses und einer erfor- 
derlichen Prioritätensetzung bis zum Jahr 2015 sowie des frühen Pla- 
nungsstandes der Maßnahmen „Ausbau Bundesautobahn A72 An- 
schlussstelle Chemnitz/Süd-Anschlussstelle Stollberg/West“ sowie 
„Ausbau Bundesautobahn A72 Anschlussstelle Stollberg/West-An- 
schlussstelle Zwickau/Ost“ war eine Einstellung in den Vordringli- 
chen Bedarf nicht möglich. 
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106. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie viele Lkw mit einem zulässigen Gesamt- 
gewicht über 12 t sind nach § 3 Nr. 9 Kraft- 
fahrzeugsteuergesetz von der Kfz-Steuer be- 
freit, weil sie ausschließlich im Vor- oder Nach- 
lauf im Kombinierten Verkehr eingesetzt sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. April 2003 

Gegenwärtig sind rund 3 000 Lkw von der Kfz-Steuer befreit, weil 
sie ausschließlich im Straßenvor- und -nachlauf des Kombinierten 
Verkehrs eingesetzt werden. Diese Fahrzeuge sind allerdings nicht 
näher nach Nutzlaststufen differenziert, da § 3 Nr. 9 Kraftfahrzeug- 
steuergesetz eine derartige Differenzierung nicht erfordert. 


107. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie hoch ist die Jahresfahrleistung solcher 
Lkw über 12 t, die ausschließlich im Vor- oder 
Nachlauf im Kombinierten Verkehr eingesetzt 
sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. April 2003 

Aufgrund einer von den Operateuren des Kombinierten Verkehrs 
vorgenommenen Schätzung, die auf Erfahrungswerten beruht (Basis 
ist das Aufkommen im Jahr 2002), beträgt die Jahreskilometerleis- 
tung eines ausschließlich im Vor- und -nachlauf des Kombinierten 
Verkehrs eingesetzten Lkw rund 50 000 km, wobei die Hälfte, also 
25 000 km, auf Bundesautobahnen erbracht wird. Genauere Berech- 
nungen der Jahresfahrleistung sind wegen unzureichenden statisti- 
schen Datenmaterials nicht möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


108. Abgeordneter Auf welche jährliche Summe beläuft sich das 

Max Gesamtvolumen der Ausgaben für Friedens- 

Straubinger forschung der Bundesregierung seit dem 1. Ja- 

(CDU/CSU) nuar 1999? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 22. April 2003 

In den abgefragten Zeitraum fällt die Auszahlung des Stiftungskapi- 
tals an die Deutsche Stiftung Friedensforschung (DSF) in Höhe von 
25,6 Mio. Euro in drei Raten von 2 000 bis 2002 durch das Bundes- 
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ministerium für Bildung und Forschung. Die Ausgaben der Bundes- 
regierung für die Friedensforschung verteilen sich vor diesem Hinter- 
grund wie folgt (Angaben in Euro): 



1999 

2000 

2001 

2002 

Summe 

389998 

12 213325 

8273 920 

8207 129 

Summe 
ohne die drei 
Raten an DSF 

389 998 

1 987 487 

604 542 

538 129 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


109. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung auf die größte Re- 
pressalienwelle in Kuba seit zehn Jahren rea- 
gieren, bei der Fidel Castro 78 Oppositionelle 
und unabhängige Journalisten verhaften und 
vor Schnellgerichte stellen ließ (Artikel in der 
Frankfurter Rundschau vom 3. April 2003 so- 
wie in der Badischen Zeitung vom 5. April 
2003), und insbesondere die bilaterale staatli- 
che Entwicklungszusammenarbeit aussetzen? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 16. April 2003 

Die Bundesregierung ist über die jüngste Welle von Repressalien in 
Kuba sehr besorgt. Sie hat sich mehrfach bei der kubanischen Regie- 
rung für ein Ende der Maßnahmen bzw. eine Wiederaufnahme be- 
reits abgeschlossener Gerichtsverfahren eingesetzt. 

So hat die Bundesregierung im Rahmen einer gemeinsamen Erklä- 
rung und Demarche der EU bereits am 26. bzw. 27. März der kuba- 
nischen Regierung ihre scharfe Verurteilung der Welle von Verhaf- 
tungen unabhängiger Journalisten und von Oppositionsmitgliedern 
deutlich gemacht und die Freilassung der Festgenommenen gefor- 
dert. 

Der Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Jürgen Chrobog, und der 
Staatssekretär im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung, Erich Stather, haben gegenüber dem kubani- 
schen Vize-Außenminister Angel Dalmau während dessen Besuch im 
Auswärtigen Amt in Berlin am 3 1 . März die ernste Besorgnis der 
Bundesregierung, auch hinsichtlich einer Belastung der bilateralen 
Beziehungen, zum Ausdruck gebracht. 


Bundesministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul hat am 8. April die 
Unterdrückung der kubanischen Oppositionellen gegenüber der 
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Presse und in einem Schreiben an Staats- und Parteichef Fidel Castro 
und seinen Stellvertreter Carlos Lage scharf kritisiert. 

Die Verhaftungswelle und die drakonischen Urteile gegen Dissiden- 
ten und Menschenrechtsverteidiger sowie die Hinrichtungen werden 
mit Sicherheit bei der laufenden VN-Menschenrechtskommission in 
Genf zur Sprache kommen. Die Bundesregierung wird sich dabei 
auch im Rahmen der EU für eine strikte Missbilligung der kubani- 
schen Menschenrechtsverletzungen einsetzen. Eine entsprechende 
Erklärung hat die Beauftragte für Menschenrechte und Humanitäre 
Hilfe im Auswärtigen Amt, Claudia Roth, am 8. April bereits abge- 
geben. 

Eine weitere Gemeinsame Erklärung der EU - als Reaktion auf die 
erfolgten Verurteilungen - ist derzeit in Vorbereitung. Die Bundesre- 
gierung wird die weitere Entwicklung der Menschenrechtslage in Ku- 
ba aufmerksam verfolgen und sich weiterhin mit Nachdruck - bilate- 
ral sowie im EU- und VN-Rahmen - für deren Verbesserung einset- 
zen. 

Die Zusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland mit Kuba er- 
streckt sich bisher u. a. auf universitäre Austauschprogramme, Maß- 
nahmen im Bereich des Public-Private-Partnership, Unterstützung 
von Kirchen, Stiftungen und privaten Trägern. Darüber hinaus sol- 
len Programme zur Bekämpfung der Wüstenbildung gefördert wer- 
den, die im Rahmen der Zusammenarbeit mit der Region Mittelame- 
rika stehen. Diese nichtstaatliche und staatliche Zusammenarbeit ist 
auf längerfristigen Wandel angelegt. Deshalb ist die Bundesregierung 
bestrebt, die auf Nachhaltigkeit und Umweltschutz zielende entwick- 
lungspolitische Zusammenarbeit mit Kuba fortzusetzen. Die Acht- 
ung und volle Verwirklichung der elementaren Menschenrechte sind 
dabei Kernanliegen der Bundesregierung, die sie im Übrigen welt- 
weit verfolgt. In ihrem Dialog und ihrer Zusammenarbeit mit Kuba 
fordert die Bundesregierung wie alle Partnerstaaten der EU, zuletzt 
im gemeinsamen Standpunkt im Dezember 2002, Kuba auf, die bei- 
den Menschenrechtspakte der VN zu zeichnen. 

Auf die aktuell eingegangene Meldung über die zwischenzeitlichen 
Hinrichtungen dreier Bootsentführer im Schnellverfahren ist eine 
weitere Reaktion der EU erfolgt. 


Berlin, den 25. April 2003 
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